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Der Kommentar 

Wettbewerb in der Telekommunikation 
- Wie geht es weiter? 

Dies war das Motto der Konferenz 
des WIK am 26. und 27. Februar in 
Berlin. Da sowohl auf dem Podium 
als auch bei den Teilnehmern die 
gesamte Branche vertreten war, 
zeichneten die Diskussionen ein 
repräsentatives Bild der Stimmungs- 
und Einschätzungslage in der Bran-
che. Die Beiträge machten auch 
deutlich, an welchen Stellen des 
regulatorischen und rechtlichen Rah-
mens "der Schuh drückt" und was die 
Themen der im nächsten Jahr anste-
henden TKG-Novellierung sein wer-
den: 

• Stabilität versus Anpassung des 
ordnungspolitischen Rahmens an 
die aktuelle Marktsituation, 

• Verbesserung der regulatorsichen 
Verfahrensabläufe, 

• Abbau von Regulierung, 

• Umsetzung des neuen EU-
Rechtsrahmens. 

Stabilität versus Anpassung 
an die aktuelle Marktsituati-
on  

Insbesondere aus volkswirtschaftli-
cher Blickrichtung hat der im Tele-
kommunikationsmarkt eingeführte 
Wettbewerb wesentliches geleistet. 
Durch die signifikaten Preissenkun-
gen bei (nahezu) allen Telekommuni-
kationsdiensten sind erhebliche 
volkswirtschaftliche Ressourcen frei-
gesetzt worden, die zu einem sehr 
großen Teil wieder über das induzier-

te Mengenwachstum in den Sektor 
zurückgeflossen sind. Über die auch 
dadurch bewirkte immer breiteren 
Anwendungsbereiche elektronischer 
Kommunikationsdienste sind weitere 
positive volkswirtschaftliche Effekte in 
signifikanter Größenordnung durch 
den Wettbewerb bewirkt worden. 
Gleichwohl geht es vielen Anbietern 
schlecht. Erstmalig seit ihrer Privati-
sierung weist die Deutsche Telekom 
einen Verlust in erheblicher Größen-
ordnung aus; viele der neuen Anbie-
ter im Markt können noch nicht ein-
mal ein positives EBITDA ausweisen 
und sind davon heute weiter entfernt 
als noch vor einem Jahr.  

Preiswettbewerb ist nicht alles und 
darf nicht alles sein. Ein Vertreter der 
geschäftlichen Nutzer hat dies auf der 
Konferenz sehr deutlich gemacht: Die 
Nutzer haben sehr wenig von kurzfris-
tig verlockenden Preisangeboten, 
wenn die entsprechenden Anbieter im 
nächsten Jahr nicht mehr im Markt 

sind. Stabiler Preiswettbewerb setzt 
stabile Anbieter im Markt voraus; 
dazu ist Gewinnerziehung bzw. die 
Aussicht darauf erforderlich. Auf 
Seiten der alternativen Anbieter geht 
dies nicht ohne weitere Marktkonsoli-
dierungen. Auf Seiten der Deutschen 
Telekom dürfte die eine oder andere 
preispolitische Maßnahme zu über-
prüfen sein: Preise, die ihre Kosten 
nicht decken, schaffen vielleicht kurz-
fristige Wettbewerbsvorteile; der 
betriebswirtschaftliche Schaden ist 
evident. Auch die Auswirkungen auf 
die (In-)Stabilität der wettbewerbli-
chen Marktstruktur liegen nicht im 
langfristigen Interesse der DTAG. 
Anderenfalls intensiviert sich der Ruf 
nach regulatorischer Intervention zum 
Schutze von anderenfalls nichtüber-
lebensfähigen Wettbewerbern. Wir 
müssen einen Zustand erreichen, in 
dem die Marktstruktur als Ergebnis 
des Wettbewerbsprozesses akzep-
tiert werden kann. Kurzfristig orien-
tierte regulatorische Interventionen 
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sind hier nicht der angebrachte Weg. 
Aus diesem Grund hat Prof. Hellwig, 
der Vorsitzende der Monopolkommis-
sion, auch sehr deutlich einen stabi-
len regulatorischen Rahmen einge-
fordert. Nur wenn wir ihn haben, sind 
Marktstruktur und Marktergebnisse im 
regulierten Bereich als Ergebnis des 
Wettbewerbsprozesses interpretier-
bar. Hektische, interventionistisch ori-
entierte Regulierungspolitik leistet 
dieses nicht. Aus dieser Betrach-
tungsweise heraus folgt, bei der TKG-
Novellierung den bestehenden Regu-
lierungsrahmen nicht den heutigen 
Marktverhältnissen anzupassen, son-
dern den Rahmen stabil zu halten.  

Verbesserung der regulato-
rischen Verfahrensabläufe 

Das Unbehagen über die Verfah-
rensdauern bis zur endgültigen 
Rechtsklarheit über regulatorische 
Entscheidungen unter Einschluss der 
verwaltungsgerichtlichen Überprüfung 
ist groß. Rechtsklarheit ex ante und 
zügige Entscheidungen sind ein ho-
hes Gut, insbesondere wenn davon 
die Realisierung ganzer Geschäfts-
modelle abhängt und eine Markta-
symmetrie über die Effekte und Impli-
kationen längerer Verfahrensdauern 
besteht. Guter Rat ist an dieser Stelle 
teuer und durchschlagende Vor-
schläge sind bislang nicht vorliegend. 
Die Verkürzung des Instanzenweges 
stößt auf grundsätzliche Bedenken. 
Auch marktbeherrschende Anbieter 
haben Anspruch auf (angemessenes) 
rechtliches Gehör und müssen in der 
Lage sein, gegen sie gerichtete Ver-
waltungsentscheidungen gerichtlich 
überprüfen zu lassen. Vorgeschlagen, 
aber noch nicht sonderlich durcherör-
tert sind Vorschläge über grundsätz-
lich andere gerichtliche Instanzenwe-
ge. (Zu Recht) viel Beachtung gefun-
den hat der Vorschlag, dass das 
Entscheidungsverhalten der Regulie-
rungsbehörde dadurch transparenter 
und antizierbarer wird, dass sie zu 
wesentlichen regulatorischen Grund-
satzfragen ihre regulierungspolitische 
Einschätzung zum Beispiel in Form 
von Policy Papers vor konkreten 

Einzelentscheidungen deutlich macht. 
Mit diesem Instrument und Verfahren 
hat sich die britische Regulierungs-
behörde OFTEL eine hohe Reputati-
on verschafft. Ein derartiger Ansatz 
der Regulierungsbehörde sollte auch 
in Deutschland von den Marktteil-
nehmern positiv aufgenommen wer-
den.  

Abbau von Regulierung 

Staatssekretär Dr. Tacke hat deutlich 
gemacht, dass die Bundesregierung 
bei der TKG-Novellierung auch eine 
Rückführung von Regulierung ins 
Auge fasst, nämlich dort, wo sie an-
gesichts der Markt- und Wettbe-
werbsentwicklung nicht mehr erfor-
derlich ist. In jedem Falle lehnt die 
Bundesregierung eine Ausdehnung 
der sektorspezifischen Regulierung, 
auf Marktsegmente ab, die derzeit 
nicht der Telekommunikationsregulie-
rung unterliegen; gedacht ist hier 
insbesondere an den Internetbereich. 
Aber auch im Mobilfunkbereich wird 
sich dieses Thema stellen. Der neue 
EU-Rechtsrahmen unterstellt den 
Mobilfunksektor im Prinzip dem glei-
chen Regulierungsrahmen wie das 
Festnetz. Hier wird es bei der TKG-
Novellierung darauf ankommen, ei-
nerseits dem (vernünftigen) Grund-
satz der Technologieneutralität der 
Regulierung zu entsprechen, ande-
rerseits aber davon abzusehen, dem 
Mobilfunk die Regulierungsschemata 
des Festnetzes einfach überzustül-
pen. Die Markt- und Wettbewerbssi-
tuation im Mobilfunk ist eine andere 
als im Festnetz. Das auch im (neuen) 
europäischen Recht vorgesehene 
Instrument der Marktanalyse muss 
hier ganz besonders zum Einsatz 
kommen, um ein klares Bild der 
Wettbewerbsbedingungen zu gewin-
nen, bevor über adäquate (neue) 
Regulierungsinterventionen nachge-
dacht werden sollte.  

Umsetzung des neuen EU-
Rechtsrahmens 

Deutlich geworden ist die begrenzte 
Begeisterung in Deutschland über 

den regulatorischen Wertbeitrag des 
neuen Konsultationsverfahrens zwi-
schen den europäischen Regulie-
rungsbehörden einerseits und der 
EU-Kommission andererseits. Bei 
letzterem handelt es sich im Übrigen 
weniger um ein Konsultations- als 
vielmehr um ein Interventionsverfah-
ren. Die Bedenken hinsichtlich der 
Implikationen für die Verfahrensdau-
ern liegen auf der Hand. Dies ist 
nachteilig für den Markt. Die europäi-
sche Ebene wird zeigen müssen, 
dass ihre Interventionen die Qualität 
der Regulierungsentscheidungen 
wirklich verbessern wird. Prof. Mö-
schel spricht zu Recht von einer Pan-
dora-Büchse, die sich hier öffnet und 
hofft auf die praktische Vernunft der 
EU-Kommission, um die damit ver-
bundenen Risiken zu begrenzen. 
Mancher Beobachter sieht in dem 
(unvollkommenen) Konsultationsver-
fahren auch nur einen Zwischen-
schritt zu einer stärkeren originären 
Regulierungsverantwortung auf euro-
päischer Ebene und der Schaffung 
einer europäischen Regulierungsbe-
hörde. 

Materiell wird der deutsche Gesetz-
geber in der Richtlinienumsetzung 
seine Antwort darauf geben müssen, 
ob er die Eröffnung vielfältiger Frei-
heitsgrade und Ermessungsspielräu-
me für die nationalen Regulierungs-
behörden zur Anwendung des Regu-
lierungsinstrumentariums als neues 
Prinzip in das deutsche TKG auf-
nimmt oder ob er diesen Freiheits-
grad eher bei sich selbst sieht und die 
Ermessenspielräume der Regulie-
rungsbehörde so wie bisher begrenzt 
hält. Es gibt sachlich gute Gründe für 
das letztere Verständnis. Diese Dis-
kussion scheint nur im Übrigen bei 
der Schaffung der neuen Richtlinien 
viel zu wenig geführt worden zu sein. 
Es bleibt zu hoffen, dass die rechtli-
chen Freiheitsgrade bei der Umset-
zung der neuen Richtlinien groß ge-
nug sind, damit diese Diskussion 
sinnhaft wenigstens noch im Nach- 
hinein geführt werden kann.  

Karl-Heinz Neumann
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Berichte aus der laufenden Arbeit des WIK 

Auswirkungen des e-Commerce auf dem  
Postmarkt 

Die Auswirkungen des e-Commerce 
führt auch auf dem Postmarkt zu er-
heblichen Veränderungserwartungen. 
Diese betreffen einerseits sinkende 
Sendungsvolumina aufgrund der 
Substitution des postalischen Ver-
sands durch den elektronischen Ver-
sand von Daten bei digitalisierbaren 
e-Commerce Transaktionen. Ande-
rerseits werden jedoch hinsichtlich 
jener B2B und B2C Transaktionen, 
die den Handel physischer Güter 
betreffen, steigende Sendungsvolu-
mina im Bereich postalischer Dienst-
leistungen erwartet. Vor diesem Hin-
tergrund werden aktuell vom WIK im 
Rahmen des Forschungsprogramms 
die sich wandelnde Position der Post-
dienstleister sowohl im Brief- als auch 
im Paketmarkt im Zuge der e-Com-
merce Entwicklung untersucht. Teile 
der Ergebnisse dieser Untersuchung 
sollen im vorliegenden Beitrag wie-
dergegeben werden. 

e-Commerce und Postdiens-
te 

Der Begriff des ‚e-Commerce‘ bzw. 
des ‚Electronic Commerce‘ gehört zu 
jenen häufig genannten Begriffen, 
deren Definition aufgrund der umfas-
senden Reichweite des e-Commerce 
hinsichtlich der Geschäftsprozesse 
der e-Commerce Nutzer schwer fällt. 
Grundsätzlich umfasst der e-Com-
merce Begriff die Nutzung von Infor-
mations- und Kommunikationsmedien 
zur Integration und Verzahnung von 
Wertschöpfungsketten oder unterneh-
mensübergreifenden Geschäftspro-
zessen und bezieht sich daher hin-
sichtlich seiner Auswirkungen auf 
zwei Ebenen: Einerseits werden im 
Zuge des e-Commerce unterschiedli-
che Unternehmen mit ihren Wert-
schöpfungsketten hinsichtlich ihrer 
Transaktionsbeziehungen mit einan-
der vernetzt und andererseits werden 
im Zuge des e-Commerce die unter-
nehmensinternen Prozesse mittels in-
formationstechnischer Integration op-
timiert.  

Postdienstleister sind insbesondere 
bei e-Commerce Transaktionen zwi-
schen Unternehmen betroffen. Immer 
dann, wenn physische Güter elektro-
nisch gehandelt werden, ergibt sich 
die Notwendigkeit eines physischen 
Fulfilmentprozesses dieser elektroni-
schen Handelstransaktion. Die Funk-
tionsfähigkeit dieses physischen Ful-

filmentprozesses stellt einen erhebli-
chen Erfolgsfaktor für die nachhaltige 
Entwicklung des e-Commerce dar. 
Nur wenn dieses Fulfilment in schnel-
ler und zuverlässiger Weise gewähr-
leistet werden kann, besteht die Mög-
lichkeit einer zunehmenden Akzep-
tanz des e-Commerce bei den Anbie-
tern und Nachfragern. Ein Kern-
element des Fulfilmentprozesses 
stellt der Transport und die Zustellung 
der elektronisch gehandelten Güter 
an den Empfänger dar und betrifft so-
mit als postalische Dienstleistung im 
Brief- und Paketmarkt die Kernkom-
petenz der Postdienstleister. Gerade 
sie verfügen bereits über das notwen-
dige postalische Netz, mittels dessen 
die gehandelten Güter in Form von 
Briefen und Paketen an den Empfän-
ger zugestellt werden können. Post-
dienstleister erweisen sich damit im 
Bereich des Fulfilment als ideale Ko-
operationspartner für die e-Com-
merce treibenden Unternehmen.  

Erwartungen im Postsektor 
in Folge der e-Commerce 
Entwicklung  

Mit der Entwicklung des e-Commerce 
gehen bei den Postdienstleistern 
Erwartungen hinsichtlich steigender 
Sendungsvolumina im B2B als auch 
im B2C Segment einher. Diese las-
sen sich insbesondere auf den Ein-
fluss des e-Commerce auf die Pro-
zessabläufe in und zwischen den 
Unternehmen als auch auf die Verän-
derung der Struktur der gehandelten 
Waren zurückführen.  

So führt die Einführung einer e-
Commerce Strategie zu einer Pro-
zessoptimierung entlang der gesam-
ten Wertschöpfungskette mittels in-
formationstechnischer Integration. 
Dies ermöglicht konsistente Informa-
tionsflüsse und damit auch eine bes-
sere Planbarkeit des zukünftigen Be-
darfs an Inputfaktoren. Über eine Just 
in Time Produktion und Bestellung 
kann die Lagerhaltung so kostenspa-
rend auf ein Minimum reduziert wer-
den. Die Konsequenz dieser Entwick-
lung ist insbesondere eine steigende 
Bedeutung der Geschwindigkeit als 
auch der Zuverlässigkeit des Fulfil-
ments. Gerade in dieser Hinsicht 
haben Postdienstleister und insbe-
sondere Expressdienstleister einen 
Wettbewerbsvorteil und können vor 
diesem Hintergrund die Chance nut-

zen und einen größeren Anteil des 
B2B Sendungsvolumens auf sich 
ziehen. Diese Tendenz, zunehmend 
auch Postdienstleister im B2B Be-
reich zu involvieren, wird weiter durch 
die Veränderung der Sendungsstruk-
tur unterstützt. Mit der zunehmenden 
Bestellhäufigkeit aufgrund der Reduk-
tion der Lagerhaltung nimmt auch die 
Größe und der Umfang der Bestell-
mengen ab, so dass zunehmend 
kleinteilige Sendungen, die über die 
postalischen Netze abgewickelt wer-
den können, transportiert werden.  

Im B2C Segment wirkt sich der Effekt 
der Sendungsvolumensteigerung in 
Folge des e-Commerce noch wesent-
lich stärker aus. Die e-Commerce 
Entwicklung führt grundsätzlich zu 
einer Verkürzung der Wertschöp-
fungsketten, da zunehmend Zwi-
schenstufen des Handels durch den 
direkten Kontakt zum Hersteller er-
setzt werden. Dies führt zu einer 
Verschiebung der Sendungsströme 
vom B2B Segment ins B2C Segment. 
Darüber hinaus werden zusätzliche 
Sendungsströme durch die Substitu-
tion des Präsenshandels durch den 
elektronischen Handel generiert. 
Während der Präsenshandel kein Ful-
filment erfordert, entsteht im elektro-
nischen Handel die Notwendigkeit der 
Durchführung und Zustellung der 
gehandelten Waren an den Endkun-
den. 

Obwohl die Bedeutung des B2C e-
Commerce insgesamt mit einem 
Anteil von 0,3% des Einzelhandels-
umsatzes1 und lediglich 10-15% des 
e-Commerce Umsatzes bisher nur 
gering ausfällt, ist gerade dieses 
Segment von besonderer Bedeutung 
für den Postsektor. Dies ist darauf 
zurückzuführen, dass gerade postali-
sche Netze besonders auf die Anfor-
derungen der Endkundenzustellung 
ausgelegt sind. Beispiele für jene 
Produkte, die häufig im Rahmen des 
B2C e-Commerce nachgefragt wer-
den, sind Bücher, CDs, Computer 
Hard- und Software, Tickets, Klei-
dung, Geschenkartikel sowie Finanz-
dienstleistungen. Die Tatsache, dass 
gerade in Deutschland die Akzeptanz 
des Versandhandels besonders hoch 
ist (246 Mio. Euro Umsatz pro Ein-
wohner gegenüber 13 Mio. Euro Um-
satz pro Einwohner in Italien), führt zu 
der Hypothese, dass aufgrund der 
Nähe des Versandhandels zum B2C 
e-Commerce letzterer gerade in 

3
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Deutschland auch zunehmend an 
Akzeptanz gewinnen wird. 

Die zukünftige e-Commerce Entwick-
lung ist hinsichtlich der Volumina und 
Umsätze bisher mit großer Unsicher-
heit behaftet. Umso schwerer wird es, 
den daraus entstehenden Volumenef-
fekt für den Postmarkt zu quantifizie-
ren. Bestehende Prognosen sind 
daher nur als Tendenzaussagen zu 
bewerten. Die DPAG kommt hinsicht-
lich der Einschätzung des e-
Commerce auf das Sendungsvolu-
men zu dem in Abbildung 1 darge-
stellten Ergebnis: 

Demgemäss wird das Sendungsvo-
lumen im KEP Markt, dass auf den e-
Commerce zurückzuführen ist, bis 
zum Jahr 2003 auf 200 Mio. Sendun-
gen angestiegen sein. Dies entspricht 
einen Anteil am Gesamtsendungsvo-
lumen von 12%. Andere Schätzungen 
sind mit 600 Mio. Sendungen in 2004 
bzw. einem Anteil von 40% des heu-
tigen Sendungsvolumen weit optimis-
tischer.2 

Neben diesen positiven Auswirkun-
gen bestehen darüber hinaus auch 
Entwicklungstendenzen, die sich 
negativ auf die Tätigkeit der Post-
dienstleister auswirken. Dies ist im-
mer dann der Fall, wenn sich der 
elektronische Handel auf solche Gü-
ter bezieht, die digitalisierbar sind. In 
diesen Fällen wird das traditionell 
physische Fulfilment – z.B. der posta-
lische Austausch von Dokumenten – 
durch ein elektronisches Fulfilment 
substituiert und führt damit zu sinken-
den Sendungsvolumina. Im weiteren 
wird dieser negative Einfluss des e-
Commerce auf den Postmarkt zu-
gunsten der Veränderungstendenzen 
des Postmarktes aufgrund des positi-
ven Einflusses der e-Commerce 
Entwicklung auf den Postmarkt ver-
nachlässigt. 

Reaktionen der Postdienst-
leister auf die e-Commerce 
Entwicklung  

Um die zusätzlichen Sendungsvolu-
mina auf sich zu ziehen und die e-
Commerce Versender frühzeitig an 
sich zu binden, werden von den Post-
dienstleistern Anstrengungen unter-
nommen, sich mit ihrem Leistungs-
spektrum an die Anforderungen und 
Bedürfnisse der e-Commerce Nutzer 
anzupassen. Die potentiellen Ver-
sender von e-Commerce Sendungen 
erwarten von einer e-Commerce Lö-
sung insbesondere die Intensivierung 
der Kundenbeziehungen, die Opti-
mierung der internen und externen 
Transaktionsbeziehungen sowie die 
Einsparung von Transaktions- und 
Prozesskosten. Die potentiellen e-

Commerce Empfänger hingegen er-
warten von der e-Commerce Nutzung 
insbesondere eine bequeme, unab-
hängige und schnelle Art des Ein-
kaufs. Diese Anforderungen müssen 
sich nicht nur in der elektronischen 
Transaktionslösung widerspiegeln, 
sondern müssen auch im Rahmen 
des Fulfilmentprozesses beachtet 
werden. Die Steigerung der informati-
onstechnischen Integration und 
Transparenz der Dienstleistungen 
stellt daher einen wesentlichen Schritt 
für die Postdienstleister dar, um diese 
e-Commerce Erwartungen zu erfül-
len. Darüber hinaus stellt die Ge-
schwindigkeit und Zuverlässigkeit des 
Fulfilmentprozesses eine wesentliche 
Voraussetzung dar, um e-Commerce 
als Distributions- und Beschaffungs-
lösung zu etablieren. Ferner stellt 
beispielsweise die Lösungsfähigkeit 
der letzten Meile eine zentrale Vor-
aussetzung für einen für die Empfän-
ger bequemen e-Commerce Prozess 
dar.  

Vor diesem Hintergrund werden von 
den Postdienstleistungen Anpassun-
gen in zweierlei Weise vorgenom-
men: 

- Veränderungen des postalischen 
Kernprodukts, 

- Veränderungen des Dienstleis-
tungsportfolios der Postdienst-
leister. 

Modifizierung des postalischen Pro-
duktes werden im B2B Segment 
insbesondere in Form von Branchen-
lösungen vorgenommen. Postdienst-
leister versuchen, sich durch die 
Spezialisierung auf die Anforderun-
gen einer spezifischen Branche von 

ihren Wettbewerbern zu differenzie-
ren und potentielle e-Commerce 
Versender an sich zu binden. Ein 
Beispiel für die Entwicklung einer 
solchen Branchenlösung stellt der 
hängende Textilversand der DPAG 
dar. Darüber hinaus sind Bestrebun-
gen beobachtbar, die Transparenz 
des Produktionsprozesses (z.B. Tra-
cking und Tracing) zu erhöhen. Die 
Anforderungen der Empfänger insbe-
sondere im B2C Segment hinsichtlich 
einer für sie bequemen und unab-
hängigen Einkaufslösung führen bei 
den Postdienstleistern zu der Not-
wendigkeit, Anpassungen im Bereich 
der Zustellung vorzunehmen. So stellt 
die letzte Meile in der Zustellung von 
Paketen und sonstigen Sendungen, 
wie beispielsweise versicherte Sen-
dungen, die die Anwesenheit der Em-
pfänger erfordern, ein Problem für die 
Dienstleister dar. Immer dann, wenn 
der Empfänger beim ersten Zustell-
versuch nicht angetroffen wird, er-
weist sich dies als kostspielig für den 
Postdienstleister und unbequem für 
den Empfänger. Derzeit wird die Lö-
sung dieses Problems von den meis-
ten Postdienstleistern mittels der 
Mehrfachzustellung oder aber der 
Deponierung der Sendungen im 
nächstgelegenen Depot oder der 
nächstgelegenen Filiale angegangen. 
Hier haben insbesondere solche 
Postdienstleister Vorteile, die, wie die 
DPAG, über ein dichtes Filialnetz 
verfügen, auf das für die Deponierung 
zurückgegriffen werden kann. Dar-
über hinaus besteht bereits häufig die 
Möglichkeit der Zustellung an alterna-
tive Zustelladressen (z.B. Arbeits-
platz, autorisierte Personen). Eine 
weitere Lösung für das Problem der 
letzten Meile ist die Zustellung zu 

Abbildung 1: Szenario der e-Commerce induzierten KEP Sendungsvolu-
menentwicklung  
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einem vereinbarten Zustelltermin. 
Dies kann jedoch zu einer Ballung der 
Zustelltermine zwischen 18h und 20h 
und damit zu organisatorischen Pro-
blemen der Postdienstleister hinsicht-
lich der so entstehenden vielen, kur-
zen Zustellrouten führen. Die Mög-
lichkeit der Zustellung an nicht perso-
nengebundene Zustellpunkte (z.B. 
Paketautomaten) wird derzeit gerade 
von den Postdienstleistern – DPAG 
und Hermes Versand Service (Otto 
Konzern) – getestet. Hier wird der 
Empfänger der Sendung vom Post-
dienstleister via SMS oder e-Mail 
benachrichtigt, sobald die Sendung in 
den Paketautomaten eingelegt wird. 
Gleichzeitig werden die Empfänger 
über den Zugangscode informiert. 

Neben den Anpassungen des eigent-
lichen postalischen Produkts werden 
von den Postdienstleistern zuneh-
mend Veränderungen ihres Dienst-
leistungsportfolios vorgenommen. In 
dieser Hinsicht können 2 Entwick-
lungstrends bei den Postdienst-
leistern beobachtet werden (siehe 
Abbildung 2): 

Um den e-Commerce Versendern 
Fulfilmentleistungen aus einer Hand 
anbieten zu können und somit poten-
tielle Sendungsströme auf sich zu 
vereinen, besteht bei den Postdienst-
leistern die Tendenz, sich zunehmend 
als e-Commerce Fulfilmentdienstleis-
ter zu positionieren. Zu diesem Zweck 
werden die postalischen Kerndienst-
leistungen um weitere vor- und nach-
gelagerte Leistungen ergänzt. Bei-
spiele für solche Dienstleistungen 
sind die Organisation der Lagerhal-
tung für den Versender, die Versand-
vorbereitung und Kommissionierung, 
Dienstleistungen im Bereich der Zah-

lungsabwicklung und des nachge-
lagerten Kundendienstes sowie das 
Management der Retouren. Diese 
Strategie der Leistungsdiversifikation 
kann derzeit bei allen großen deut-
schen Paketdienstleistern beobachtet 
werden (siehe Abbildung 3). Unter-
scheidungen gibt es lediglich hinsicht-
lich der Intensität und Institutionalisie-
rung der Leistungen. So wurden von 
der DPAG mit der ‚Deutsche Post 
Fulfilment‘ eine auf die Fulfilmentakti-
vitäten des e-Commerce spezialisier-
te Tochtergesellschaft gegründet, 
während der Hermes Versand Servi-
ce auf die Fulfilmentgesellschaft 
Hermes General Services seines 
Mutterkonzerns zurück greift. Anstelle 
einer solchen Institutionalisierung 
gehen andere Dienstleister für die 
Leistungen, die sie nicht selbst 
erbringen können, Kooperationen mit 
anderen spezialisierten Dienstleistern 
ein. Ein Beispiel für eine solche Ko-
operation stellt das Fulfilmentangebot 
des DPD unter dem Namen ‚tritools‘ 
dar. Während der DPD die physi-

schen Logistikleistungen übernimmt 
(e-logistics), kooperiert der DPD für 
Finanzdienstleistungen mit dem Fi-
nanzdienstleister Dr. Städler. 

Über diese Diversifikation entlang der 
Fulfilmentkette des e-Commerce hin-
aus gehen die Postdienstleister noch 
einen Schritt weiter, indem sie ihr 
Leistungsangebot auch in jene Berei-
che ausdehnen, die dem eigentlichen 
physischen Fulfilment vorgelagert 
sind (siehe Abbildung 2). Mit dieser 
Strategie wird eine zweifache Zielset-
zung verfolgt. Zum einen soll die 
Entwicklung des e-Commerce und 
damit die e-Commerce induzierte 
Sendungsvolumenentwicklung voran-
getrieben werden, indem die e-Com-
merce Angebote der Firmen unter-
stützt werden. Zum anderen sollen 
die potentiellen e-Commerce Versen-
der durch diese vorgelagerten Aktivi-
täten des Fulfilmentdienstleisters be-
reits frühzeitig an den Dienstleister 
gebunden werden, damit dieser von 
der e-Commerce induzierten Sen-
dungsvolumenentwicklung profitieren 
kann. Beispiele für Aktivitäten in 
diesem Bereich stellen strategische 
Beratungsleistungen hinsichtlich der 
e-Commerce Strategie bzw. des 
Supply Chain Managements, das 
Angebot von IT Lösungen für die 
Implementierung von e-Commerce 
Strategien oder aber der Aufbau und 
Betrieb von Marktplätzen, über die 
elektronischer Handel betrieben wer-
den kann, dar. 

Hilke Smit 

                                                           

1 Vgl. Coppel, J., E-Commerce: Impacts and 
Policy Challenges, OECD Economics De-
partment Working Papers No. 252, 
ECO/WKP(2000)25, Paris, 2000, S.9. 

2 Vgl. Manner Romberg Unternehmensbera-
tung quoted in Post Forum Online, Auswir-
kungen des e-Commerce auf Logistikbran-
che neu untersucht, November 2000. 

Abbildung 2: Veränderungen des Dienstleistungsspektrums 

Abbildung 3: Veränderung des Leistungsportfolios der Postdienstleister 
  

Anbieter Empfängerfokus Physisches Fulfilment Vorgelagerte e-Com- 
merce Leistungen 

DPAG B2B / B2C z.B. DP e-Business z.B. DP Fulfilment  

DPD Schwerpunkt B2B e-Logistics (DPD) 

e-Finance (Dr. Städler) 

Kooperation mit Sercon 

Delicon 

United 
Parcel 
Service  
(D, USA) 

Schwerpunkt B2B (in 
den USA auch B2C 

UPS e-Logistics 

UPS Logistics Group 

UPS (z.B. Angebot  
von Online Tools) 

UPS Consulting 

German 
Parcel 

Schwerpunkt auf 
B2B 

German Parcel Kooperation z.B.  
Convar Systeme 

Hermes 
Versand 
Service 

B2C und B2B Hermes General Services 
 
Hermes Botenservice 

z.B. Kooperation mit 
e-Bay 

Federal 
Express 
(USA) 

B2B, B2C Federal Express Business Logistics 
Services Division 

Quelle:  WIK 

 

Physischer Fulfilmentprozess

Auftrags-
annahme

Lager-
haltung 

Kommis-
sionierung & 

Versand

Produkt-
präsentation

Fak-
turierung

Rück-
sendung 

Kunden-
service

Zu-
stellung

dem Fulfilmentprozess 
vorgelagerte e-Commerce 
Leistungen 

Postdienst-
leister

 

Quelle:  WIK 



 

6 Newsletter Nr. 46, März 2002 

Langfristige inkrementelle Kosten im  
WIK-Kostenmodell 

Kostenmodelle und FL-
LRAIC 

Seit der Öffnung des Telekommunika-
tionsmarktes unterstützt das WIK die 
Regulierungsbehörde im Rahmen von 
Entgeltregulierungsentscheidungen 
mit analytischen Kostenmodellen. Im 
Vorfeld der Anwendung der Kosten-
modelle bei Entgeltregulierungsver-
fahren, wurde – angestoßen durch 
die Veröffentlichung der Referenzdo-
kumente – ein Konsultationsverfahren 
durchgeführt und damit eine allge-
meine Basis für die Anwendung der 
Modelle geschaffen. Damit wurde der 
Regulierungsbehörde neben der 
Prüfung der Kostennachweise des 
marktbeherrschenden Unternehmens 
und dem Vergleichsmarktverfahren 
ein weiteres Instrument zur Verfü-
gung gestellt.  

Rechtlicher Rahmen 

Die Voraussetzung für die Anwen-
dung von Kostenmodellen ergibt sich 
aus § 24 Abs. 1 des TKG, nach dem 
sich die Entgelte an den Kosten der 
effizienten Leistungsbereitstellung zu 
orientieren haben. Aus der EU-Di-
rektive 97/33/EC ist abzuleiten, dass 
die Kosten der effizienten Leistungs-
bereitstellung dem Standard der zu-
kunftsgerichteten langfristigen durch-
schnittlichen inkrementellen Kosten 
(FL-LRAIC) plus einem Zuschlag für 
Gemeinkosten entsprechen.  

Der relativ abstrakte Begriff der For-
ward Looking-Long Run Average 
Incremental Cost (FL-LRAIC) soll hier 
aus allgemeiner Sicht für den Markt 
von Telekommunikationsdienstleitun-
gen dargestellt werden.  

Das relevante Inkrement 

Ein Telekommunikationsnetzbetreiber 
stellt in der Regel mehrere Dienstleis-
tungen Endkunden und anderen 
Netzbetreibern zur Verfügung1, wie 
z.B :  

• Anschlüsse 

• Lokale Gespräche 

• Regionale Gespräche 

• Nationale Gespräche 

• Auslandsgespräche 

• local interconnection 

• single tandem interconnection 

• double tandem interconnection 

Charakteristisch für die einzelnen 
Dienste ist, dass sie spezifische Kos-
tentreiber haben, die – in Abhängig-
keit des Dienstes – unterschiedlich 
sein können. So sind die Kosten für 
die Anschlüsse nur von der Anzahl 
der bereitgestellten Cu-Da Leitungen 
abhängig, während die Kosten für 
vermittelnde Leistungen von der 
Verbindungsnachfrage bzw. Verbin-
dungswünschen abhängig sind. Eine 
Erhöhung der Anschlussnachfrage 
führt nicht notwendigerweise zu einer 
Erhöhung von Kapazitäten im vermit-
telnden Netz.2 Der Anschluss stellt in 
diesem Sinne eine Zugangsberechti-
gung für den vermittelnden Dienst 
(Telefondienst) dar.  

Ein weiteres Differenzierungsmerkmal 
zwischen dem Anschlussnetz und 
vermittelnden Diensten besteht in der 
zur Erbringung der Dienste eingesetz-
ten Produktionsfaktoren und Produk-
tionstechnologie. Physikalisch handelt 
es sich bei Anschlussnetz und vermit-
telndem Netz um verschiedene Net-
ze, die an der Schnittstelle des 
Hauptverteilers (HVt) zusammenge-
führt werden. Während im An-
schlussnetz vorwiegend Cu-Da Adern 
zum Einsatz kommen, wird im vermit-
telnden Netz der von den Anschlüs-
sen generierte Verkehr konzentriert, 
an Vermittlungsstellen vermittelt und 
in einem SDH-Transportnetz über 
Glasfaserringe der Zielvermittlungs-
stelle zugeführt. Dem Anschlussnetz 
und dem Core-Netz liegen damit – bis 
auf die für die gemeinsam genutzten 
Lokationen und die z.T. gemeinsam 
genutzte Infrastruktur – eindeutig 
disjunkte Netzelemente zugrunde. 

Die inkrementellen Kosten eines 
Dienstes werden in der Literatur3 als 
die Kosten definiert, die entstehen, 
wenn ein Mehrproduktunternehmen 
einen Dienst zusätzlich zum bisheri-
gen Produktportfolio bereitstellt. Auf-
grund der unterschiedlichen Kosten-
treiber für Anschluss- und Verbin-
dungsnetz kann konstatiert werden, 
dass die inkrementellen Kosten eines 
Dienstes nur im Hinblick auf das 
relevante Inkrement hin untersucht 
werden können. Eingangs wurde eine 
Differenzierung von acht Diensten 
vorgenommen, wobei sieben Dienste 
dem Verbindungsnetz zuzurechnen 
sind. Sollen nun z.B. die inkrementel-
len Kosten von lokalen Zusammen-

schaltungsdiensten bestimmt werden, 
so müssen die Kosten sämtlicher 
Netzelemente berücksichtigt werden, 
die in Verbindung mit dieser 
Diensteerbringung stehen. Ferner 
sind für die Kostenzurechnung alle 
Dienste (total service) in die Untersu-
chung mit einzubeziehen, die eben-
falls die betrachteten Elemente in 
Anspruch nehmen (TSLRIC). Auf-
grund des Verbundcharakters in der 
Bereitstellung von Interconnection-
diensten bzw. Verbindungsminuten ist 
das Verbindungsnetz als das relevan-
te Inkrement neben dem Teilnehmer-
anschluss anzusehen. Dabei müssen 
langfristig (long run) die Kosten des 
Inkrementes "Verbindungsnetz" durch 
sämtliche Dienste getragen werden, 
die das Inkrement beanspruchen, 
also auch kurzfristig irreversible fixe 
Kosten wie Gebäude und Gründstü-
cke. Insgesamt kann somit festgehal-
ten werden, dass in einem 
PSTN/ISDN das "Anschlussnetz" und 
das "Verbindungsnetz" die relevanten 
Inkremente bilden.  

Inkrementelle Kosten und 
stand-alone Kosten 

Formal können unter den dargestell-
ten Gesichtpunkten die inkrementel-
len Kosten eines Dienstes folgender-
maßen dargestellt werden 

(1) IC(A) = C(A+B) – C(B) 

Wobei, C(A+B) die Kosten sind, die 
bei gemeinsamer Produktion der 
Dienste A und B entstehen und C(B) 
die stand-alone Kosten des Dienstes 
B darstellen (beispielsweise sei: A 
das Anschlussnetz und B das Verbin-
dungsnetz). Graphisch sind die in-
krementellen Kosten des Dienstes B 
als schraffierte Fläche dargestellt. Die 
gemeinsamen Kosten, die bei Ver-
bundproduktion von Dienst A und B 
entstehen, werden durch die Fläche 
in der Schnittmenge der beiden Krei-
se abgebildet.  

In dem genannte Beispiel, Anschluss-
netz (A) und Verbindungsnetz (B) 
sind die Gemeinkosten (Schnittmen-
ge der beiden Kreise) des Telekom-
munikationsnetzbetreibers vornehm-
lich durch Gebäude und Grundstücke 
begründet, an denen sowohl Einrich-
tungen des Anschlussnetzes (HVt) 
als auch Einrichtungen des Verbin-
dungsnetzes (Konzentrator, Vermitt-
lungsstellen) untergebracht sind.  
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Aufgrund von Verbundvorteilen bei 
gemeinsamer Produktion der Dienste 
A und B besteht die Relation 

(2) C(A + B) < C(A) + C(B) 

Was nichts anderes bedeutet, dass 
ein Netzbetreiber der beide Dienste 
anbietet insgesamt zu geringeren 
Kosten produzieren kann, als zwei 
Netzbetreiber die jeweils einen unter-
schiedlichen Dienst anbieten. Aus (1) 
und (2) kann hergeleitet werden, dass  

(3) IC(A) + IC(B) < C(A + B) 

oder dass die gemeinsamen Kosten 
X als 

(4) X = C(A + B) – IC(A) – IC(B) 

dargestellt werden können.  

Forward Looking-Long Run  

Die Notwendigkeit der Entgeltregulie-
rung auf Telekommunikationsmärkten 
entsteht aus der historisch begründe-
ten Position des ehemaligen Mono-
polanbieters, der die vorhandene 
Infrastruktur kontrolliert. Die Aufhe-
bung des staatlich geschützten Mono-
polrechts ist dabei noch keine hinrei-
chende Voraussetzung für die Schaf-
fung von Wettbewerb. Aufgrund be-
stehender Markteintrittsbarrieren be-
darf es einer Verpflichtung des markt-
beherrschenden Unternehmens, sein 
Netz gegenüber den Wettbewerbern 
zu öffnen. Da er aufgrund seiner 
Marktmacht jedoch monopolistische 
Preise verlangen würde, bedarf es er-
gänzend einer Entgeltregulierung, die 
letztlich die Preise für die Vorleis-
tungsprodukte in der Höhe festsetzt, 
wie sie sich unter Wettbewerbsver-
hältnissen ergeben würden. Es ist da-
her bei der Entgeltregulierung ein 
"als-ob" Konstrukt anzuwenden: Ein 
relevantes Wettbewerbsszenario 
erfordert daher die Berücksichtigung 

der relevanten Kosten, die einem  
 

hypothetischen Wettbewerber entste-
hen, der "heute" (unter Abwesenheit 
von Markteintrittsbarrieren) in den 
Markt eintritt, wobei unterstellt wird, 
dass er die gleiche Nachfrage be-
dient, die gegenwärtig das marktbe-
herrschende Unternehmen befriedigt. 
Die Kosten, die diesem hypotheti-
schen Wettbewerber entstehen, stel-
len die relevante Bezugsgröße für die 
Bestimmung der Kosten (pro Verbin-
dungsminute bzw. pro Teilnehmeran-
schlussleitung) dar (C(i)).4 Diese Vor-
gehensweise gewährleistet zugleich, 
dass dem "marktbeherrschenden" 
Unternehmen ein Anreiz gegeben 
wird, auf Basis der effizienten Produk-
tionsstruktur zu produzieren, da es 
sonst vom Markt gedrängt werden 
kann.  

Die charakteristischen Merkmale die-
ses hypothetischen Markteintritts sind 
sowohl die Bewertung der Produkti-
onsfaktoren zu Wiederbeschaffungs-
preisen als auch der Umstand, dass 
sämtliche Investitionen (kurz- und 
langfristige) disponibel sind. Forward 
looking und long run sind daher we-
sentliche Merkmale bei dem in die 
Kostenermittlung und Entgeltregulie-
rung einfließenden Kostenkonzept. 
Mit der Form der Entgeltregulierung 
wird daher dem regulierten Unterneh-
men ein Anreiz geben, sich bei sei-
nem Angebot an effiziente Produkti-
onsstrukturen zu orientieren. 

Abgrenzung inkrementeller 
durchschnittlicher Kosten 
im Verbindungsnetz 

Die durchschnittlichen inkrementellen 
Kosten ergeben sich aus der Division 
der Kosten des Dienstes (Inkrement) 
durch die gesamten relevanten Aus-
bringungseinheiten (CuDa im An-

schlussnetz oder Minuten im Verbin-
dungsnetz).  

Soll ein neuer Dienst, wie z.B. die 
kürzlich in die Diskussion gebrachte 
Online-Vorleistungsflatrate für Inter-
net Service Provider neben beste-
henden Diensten (z.B : lokale Zu-
sammenschaltung) angeboten wer-
den, muss sichergestellt sein, dass 
alle Dienste, nicht nur die durch sie 
verursachten variablen, sondern auch 
die langfristig anzusetzenden Fixkos-
ten getragen werden. Das Verbin-
dungsnetz erweist sich hier beson-
ders als Stolperstein, da die Versu-
chung nahe liegt, einen Dienst wie die 
OVF als "zusätzlichen" Dienst (In-
krement) zu interpretieren und darauf 
hin nur die "zusätzlich" durch diesen 
Dienst bereitgestellten Kapazitäten 
und Kosten zu ermitteln, und zwar un-
ter der Annahme, dass für alle an-
deren Dienste (des Verbindungsnet-
zes) schon Entgelte bestimmt und da-
mit die Kosten gedeckt worden seien. 
Hier liegt jedoch eine Missinterpreta-
tion der inkrementellen Kosten vor. 
Das Inkrement und somit der zu un-
tersuchende Gegenstand bei der Be-
stimmung der Kosten einer OVF ist 
nach wie vor das Verbindungsnetz. 
Bei der Bestimmung der OVF-Ent-
gelte muss ebenfalls der TSLRIC 
Ansatz Anwendung finden. Daher 
kann auch hier nur von der Untersu-
chung des Verbindungsnetzes als 
Ganzes ausgegangen werden. Diese 
Schlussfolgerung kann eindeutig 
auch aus dem Gedanken der Lang-
fristigkeit abgeleitet werden. Grund-
sätzlich steht es einem Unternehmen 
frei, über die Zusammensetzung der 
Dienste oder die Hinzunahme weite-
rer Dienste zu entscheiden. In der 
langen Frist ist es dabei irrelevant, 
welche Dienste zuerst angeboten und 
welche zu einem späteren Zeitpunkt 
hinzugefügt wurden. Wird ein Dienst 
angeboten, kann er aufgrund des 
langen Zeithorizontes nicht gegen-
über anderen Diensten diskriminiert 
werden. Die zeitliche Reihenfolge, in 
der die Dienste angeboten werden, ist 
daher irrelevant. Daher gebietet eine 
nicht diskriminierende Anwendung 
des TSLRIC Ansatzes, dass auch die 
fixen Kosten des Inkrementes allen 
Diensten zugerechnet werden.  

Aufgrund der Relevanz von Skalener-
trägen im Verbindungsnetz können 
demnach nur unter Berücksichtigung 
aller das Verbindungsnetz nutzenden 
Dienste die Entgelte für bestimmte 
Leistungen bestimmt werden. 

Abbildung: Inkrementelle Kosten des Dienstes B 

A B

 

Quelle:  WIK 
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Kostenermittlung auf Basis 
der WIK-Kostenmodelle 

Die WIK-Kostenmodelle basieren auf 
der Anwendung des beschriebenen 
Kostenkonzeptes FL-LRAIC und dem 
elementbezogenen Ansatz unter Be-
rücksichtigung aller Dienste, die die 
jeweiligen Netzelemente in Anspruch 
nehmen. Das WIK-Kostenmodell für 
das nationale Verbindungsnetz ermit-
telt Entgelte für Zusammenschal-
tungsleistungen unter Berücksichti-
gung der von den Leistungen bean-
spruchten Elementen5. Die Elemente 
(Vermittlungs- und Übertragungsein-
richtungen) werden anhand aller das 
Element nutzenden Dienste dimensi-
oniert, um alle möglichen Skalener-
träge ausschöpfen zu können. Die 
Kosten je bereitgestellter Einheit 
(oder Minute), also die Durchschnitts-
kosten pro Element, werden dabei 
nicht differenziert. Die Kosten pro 
Minute je Element sind daher für alle 
Dienste gleich. Es handelt sich dabei 
um den sog. TELRIC (Total Element) 
Ansatz.  

Die Einheit, auf die sich die mit Hilfe 
der WIK-Kostenmodelle ermittelten 
Orientierungsgrößen für die Intercon-

nection-Entgelte beziehen, sind die 
jeweiligen vermittelten Minuten. Diese 
Bezugsgröße leitet sich dabei aus 
dem Regulierungsansatz ab, der ein 
Minuten abhängiges Interconnnecti-
on-Regime vorsieht. Die Anwendbar-
keit des WIK-Kostenmodells ist je-
doch nicht auf diesen Ansatz be-
schränkt. Grundsätzlich lassen sich 
die WIK-Kostenmodelle auch auf 
sogenannte kapazitätsorientierte Zu-
sammenschaltungsregime anwenden. 
Unabhängig von dem zugrundelie-
genden Zusammenschaltungsregime 
erfolgt die Dimensionierung und Kos-
tenermittlung für das betrachtete 
Inkrement unter Berücksichtigung al-
ler davon betroffenen Dienste. Erst 
bei der Kostenzurechnung wird zwi-
schen dem minutenabhängigen und 
dem kapazitätsabhängigen Regime 
unterschieden. 

Florentín González López 

                                                           

1 In dem hier betrachteten Fall wird ein 
Unternehmen unterstellt, welches nur 
schmalbandige, vermittelte Dienste anbie-
tet. 

2 Beispielhaft sei hier auf den Fall verwiesen, 
dass ein Zweipersonenhaushalt aufgegeben 
wird und die beiden Haushaltsmitglieder je-
weils einen eigenständigen Einpersonen-

 
haushalt gründen. Haben sie sich zuvor die 
Anschlussleitung "geteilt", so fragen sie nun 
beide einen Anschluss nach. Sofern ihre 
jeweilige Nachfrage nach Verbindungsminu-
ten unabhängig von den Haushaltsverhält-
nissen ist, ändert sich die Zahl der An-
schlüsse, nicht jedoch die Zahl der Verbin-
dungsminuten. 

3 NERA, The methodology to calculate long 
run incremental costs. Final report for 
OFTEL, London 1996 

4 Die Gleichung p(i) <= C(i) impliziert, dass 
der Preis des Incumbent sich an den Kosten 
des "hypothetischen Wettwerbers" orientie-
ren muss. Die Preisuntergrenze gibt die 
Gleichung IC(i)<= p(i) an. Sie impliziert, 
dass der verlangte Preis mindestens den 
inkrementellen Kosten entsprechen muss 
(subsidy-free price). 

5 Zur genauen Vorgehensweise des Modells 
siehe Wöhrl : "Das Bottom-Up Kostenmo-
dell für das nationale Verbindungsnetz", 
WIK-Newsletter Nr.35, Juni 1999. 

Der Stand der Einführung einer Online-
Vorleistungsflatrate in Deutschland 

Vor fast drei Jahren begann die Dis-
kussion um die Flatrate für den Inter-
netzugang über das PSTN/ISDN der 
Deutschen Telekom AG (DTAG) in 
Deutschland. Große Bedeutung ist 
dabei der im Juni 2000 von der T-
Online AG eingeführten Flatrate bei-
gemessen worden. Diese Flatrate 
erlaubte den zeitlich unrestringierten 
Zugang zum Internet für einen Pau-
schalbetrag in Höhe von annähernd € 
40 pro Monat. Den Erwartungen 
folgend bediente das aus Endkun-
densicht attraktive Flatrateangebot ei-
ne entsprechend hohe Nachfrage bei 
den Endkunden.  

Aus Wettbewerbsgründen sahen sich 
zahlreiche Mitbewerber in Folge dazu 
veranlasst, wettbewerbsfähige Pro-
dukte ebenfalls in Form echter Flat-
rates, d.h. ohne Zeit- und Volumen-
beschränkung, auf dem Markt anzu-
bieten. Wie bekannt, wurden diese 
alternativen Flatrates wenige Wochen 
später im Herbst 2000 reihenweise 
wieder vom Markt genommen.  

Hintergrund war die Situation auf 
dem deutschen Markt für Vorleis-
tungsprodukte, auf die Mitbewerber 
ohne entsprechende Infrastruktur bei 
der Zuführung von Internetverkehr 

angewiesen sind. Zu diesem Zeit-
punkt existierten vorwiegend nut-
zungszeitabhängige Vorleistungspro-
dukte der DTAG, wie beispielsweise 
das Produkt AfOD (Angebot für Onli-
ne-Diensteanbieter). Für Internet 
Service Provider ergab sich damit die 
Situation, dass dem nutzungsintensi-
ven Verhalten der Kunden, die eine 
Flatrate nachfragten, minutenbasierte 
Vorleistungsentgelte gegenüberstan-
den. Damit wurden viele Internet 

Service Provider mit dem Problem 
einer Preis-Kosten-Schere konfron-
tiert (siehe Abbildung 1). Vorrangig 
das durch die All-You-Can-Eat-Men-
talität der Heavy User herbeigeführte 
Verkehrswachstum verschärfte die-
ses Problem. 

Diesen Umstand nahm die Regulie-
rungsbehörde für Telekommunikation 
und Post mit Beschluss vom 15. 
November 2000 zum Anlass, die 

Abbildung 1: Preis-Kosten-Schere  
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Quelle:  WIK 
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Deutsche Telekom AG (DTAG) dazu 
zu verpflichten, eine nutzungszeitun-
abhängige Entgeltvariante zum minu-
tenbasierten AfOD einzuführen. Das 
angestrengte Verfahren, an dem 17 
Mitbewerber als Beigeladene teil-
nahmen, fokussierte damit auf ein flat 
tarifiertes Vorleistungsprodukt für die 
Zuführung von Internetverkehr durch 
die DTAG. Der Forderung nach einer 
solchen Großhandelsflatrate hatte die 
DTAG bis zum 01. Februar 2001 
nachzukommen, bot allerdings bereits 
im Dezember die Online-Vorleis-
tungsflatrate (OVF) zu einem Preis 
von € 2454,20 pro Monat und 
2Mbit/s-Anschluss an. Dies entspricht 
monatlich € 81,80 pro 64kbit/s-
Nutzkanal.1 

Die OVF umfasst die Zuführung des 
Internetverkehrs von Anschlüssen im 
Netz der DTAG (Endkunde) zu einem 
OVF-Primärmultiplexanschluss (OVF-
PrMux), der an die aus Teilnehmer-
sicht erste Vermittlungsstelle im Netz 
der DTAG angeschlossen ist (TVSt). 
Neben der Teilnehmeranschlusslei-
tung werden im Verbindungsnetz die 
folgenden drei Kategorien von Netz-
elementen beansprucht: abgesetzte 
und nicht abgesetzte periphere Ein-
heiten (APE, Konzentratoren), Über-
tragungstechnik zwischen Konzen-
trator und Teilnehmervermittlungsstel-
le sowie Vermittlungstechnik. Die Zu-
führung erfolgt auf Basis der Lei- 

 

tungsvermittlung. Für die Dauer der 
Verbindung wird ein Nutzkanal mit ei-
ner Bandbreite von 64kbit/s geschal-
tet und permanent aufrecht erhalten. 
Die Mindesteinheit im OVF-Angebot 
bezieht sich auf einen 2Mbit/s-
Anschluss, also auf ein Bündel von 
30 Nutzkanälen. Bei dem kapazitäts-
orientierten Preis der OVF fallen in 
einem Abrechnungszeitraum keine 
weiteren zeit- oder volumenabhängi-
gen Entgelte für die Zuführung an, die 
ein ISP an die DTAG zu entrichten 
hat.2  

Gemäß der Beschlussformulierung 
stand es der DTAG frei, sich im De-
sign des neuen Produktes auf Verbin-
dungsleistungen des "City"-Bereiches 
gemäß dem AfOD zu beschränken. 
Das Produkt AfOD basiert auf einer 
entfernungsabhängigen Struktur wo-
bei der Tarifbereich "City" i.d.R. für 
die Zuführung von Internetverkehr 
von Endkundenanschlüssen zu ei-
nem PrMux des Diensteanbieters im 
gleichen Ortnetzbereich gültig ist.3 
Das von der DTAG angebotene Pro-
dukt OVF basiert dagegen auf einer 
elementbezogenen Struktur. Es sieht 
eine Anschaltung an 1622 Teilneh-
mervermittlungsstellen vor, wenn die 
flächendeckende Versorgung mit 
dieser Vorleistung gewährleistet wer-
den soll. 

 

Die Ausgestaltung des Produktes 
wurde scharf kritisiert. Vor allem gro-
ße Mitbewerber bemängelten neben 
dem Preis die infrastrukturellen Anfor-
derungen. So müssen Dienstean-
bieter mit bundesweitem Einzugsbe-
reich ihre IP-Plattform an 1622 Ver-
mittlungsstellen anschließen.4 Im 
September 2001 leitete die RegTP 
ein Verfahren der nachträglichen Ent-
geltregulierung gegen die DTAG ein, 
welches u.a. die Überprüfung der 
Entgelte und der entgeltrelevanten 
Bestandteile der OVF zum Gegens-
tand hat. Dieses Verfahren wurde am 
29. November 2001 zunächst ausge-
setzt, mit dem Ziel eine tragfähige Lö-
sung für den Gesamtmarkt zu finden. 
Es gilt dabei zu lösen, wie und durch 
welche Maßnahmen Investitionen 
nachhaltig in effiziente Verwendung 
gelenkt und Wettbewerb auf den 
nachgelagerten Endkunden- und 
Plattformmärkten gewährleistet wer-
den kann. Die Behörde gab bei der 
WIK-Consult GmbH (Forschungs-
gruppe Kostenmodelle) in diesem Zu-
sammenhang ein Gutachten in Auf-
trag, welches sowohl die ökonomi-
schen als auch die technischen As-
pekte adressiert. Die WIK-Consult 
GmbH kooperiert bei der Erstellung 
des Gutachtens mit Herrn Prof. Dr. 
Klaus Hackbarth und Herrn Prof. Dr. 
Ingo Vogelsang. 

Michael Brinkmann

                                                           

1  Ein Nutzkanal kann von mehreren Endkun-
den, aber nicht gleichzeitig, genutzt werden.  

2 Neben der monatlichen Pauschale fallen 
weitere Kosten für die Bereitstellung des 
Primärmultiplexanschlusses und die Aktivie-
rung der 019x-Rufnummer an. 

3 Das Produkt AfOD enthält weitere Spezifi-
kationen des Tarifbereiches "City" (z.B. an-
grenzende Ortsnetzbereiche). Eine flächen-
deckende Reichweite mit der günstigsten 
Variante "City" erfordert die Anschaltung an 
294 Standorten. Weitere Tarifbereiche sind 
"Region50", "Region200" und "Fern". 

4 Bei einer Abweichung von 1622 Vermitt-
lungsstellen kann die Versorgung nicht er-
schlossener Bereiche durch alternative Pro-
dukte wie beispielsweise AfOD oder Mietlei-
tungen ergänzt werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abbildung 2: Der Leistungsumfang der OVF 
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Telekommunikationsnetze der Zukunft  
– alternative Architekturansätze und deren 

Einsatz in der Praxis  
Unter dem Leitgedanken der Konver-
genz wird seit geraumer Zeit die 
Veränderung von Netzarchitekturen 
diskutiert. Voice over IP (VoIP) ist ein 
Beispiel dieser technischen Entwick-
lung. Die Tatsache, dass Unterneh-
men und private Kunden zunehmend 
die Möglichkeiten des Internet für sich 
nutzen, hat dazu geführt, dass in 
einer Gesamtbetrachtung von Ver-
kehrsvolumina in Netzen der Daten-
verkehr den Sprachverkehr bereits 
überrundet hat. Dies stellt die Unter-
haltung getrennter Netze unter Effi-
zienzgesichtspunkten zunehmend in 
Frage. Das WIK untersucht derzeit im 
Rahmen eines Forschungsprojektes 
Charakteristika zukünftiger Netzarchi-
tekturen und deren regulatorischen 
Implikationen. Unter dem Stichwort 
"Next Generation Network" (NGN) 
wird diese Fragestellung in Studien 
bzw. in der Öffentlichkeit gemeinhin 
diskutiert, wobei der Begriff nicht 
eindeutig belegt ist, sondern vielmehr 
verschiedene Architekturansätze um-
fasst. Diesen Ansätzen ist jedoch 
gemeinsam, dass sie eine Plattform 
definieren für die gemeinsame Über-
tragung von Sprache, Daten und 
Video auf Basis paketvermittelnder 
Technologie.  

In diesem Beitrag sollen wesentliche 
Charakteristika bzw. Funktionen ver-
schiedener NGN-Architekturen vor-
gestellt werden. Im Anschluss geben 
wir einen Einblick, inwieweit die Im-
plementierung solcher Ansätze be-
reits fortgeschritten ist und welche 
Netzbetreiber sich insbesondere auf 
diesem Gebiet engagieren. Der Stu-
die ist ein Zeithorizont von ca. 3-5 
Jahren unterlegt.  

Grundmodell von "Next Ge-
neration Networks" 

In der Praxis sind unterschiedliche 
NGN-Lösungen beobachtbar. Gleich-
wohl haben wir den Eindruck, dass 
für eine nahe Zukunft ein allgemeines 
Grundmodell für ein NGN d.h. ein 
Modell, das auf einer übergeordneten 
Abstraktionsebene ansetzt, abgeleitet 
werden kann. Dazu greifen wir auf 
eine Studie des European Institute for 
Research and Strategic Studies in 
Telecommunications (EURESCOM) 
zurück. Auf dieser Basis werden im 
folgenden wesentliche Netzelemente, 
deren Funktionen und Interaktionen 
zur Bereitstellung von Diensten bzw. 
Applikationen vorgestellt.  

Media Gateways befinden sich an der 
Schnittstelle unterschiedlicher Netze 
z.B. beim Netzübergang von leitungs-
vermittelnder zu paketvermittelnder 
Technologie. Sie wandeln Nutz-
informationen von binären Signalen in 
Datenpakete. Media Server ermögli-
chen eine Interaktion zwischen Anru-
fer und Applikation beispielsweise in 
Form von Telefonansagen, Vorlesen 
einer E-Mail oder Ausführen von 
telefonischen Anweisungen und ent-
halten daher Funktionen der Sprach-
erkennung, Sprachsynthese, Tonge-
nerierung etc.. Messaging Server er-
möglichen hingegen die Kommunika-
tion zwischen Nutzern über Nachrich-
ten, die hinterlegt und über verschie-
dene Arten von Endgeräten zu-
gänglich gemacht werden können. 
Auf den Application Servern ist die 
Intelligenz für die Bereitstellung, Aus-
führung und das Management von 
Applikationen abgelegt. Für die Be-
reitstellung von Applikationen können 
die Application Server Funktionen 
über andere Server beziehen, auf de-
nen spezifische Ressourcen ausgela-
gert sind (z.B. Media Server, Messa-
ging Server). Die Application Creation 
Environment definiert eine integrierte 
Umgebung zum Application Server 
und stellt Werkzeuge bereit, über die 
Applikationen entwickelt, getestet und 
angepasst werden können. Kontroll- 
und Steuerungsfunktionen im Netz 
werden über den Call Server in Form 
von Call Control, Media Gateway 
Control und Service Control realisiert. 
Dies beinhaltet die Signalisierung 
zum Aufbau von Verbindungen ein-
schließlich der Konvertierung von Sig-
nalisierungsprotokollen für die Intero-
perabilität mit dem SS7 des her-
kömmlichen Sprachnetzes. Call Ser-
ver können ferner Third Party Call 
Control, Third Party Call Set-up bzw. 
CLASS Services für die Darstellung 
erweiterter Rufdienste im Netz (z.B. 
Call Center Dienste, ISDN Ruffunktio-
nalitäten) realisieren. Call Server 
steuern darüber hinaus auch Media 
Gateways zum Aufbau der physikali-
schen Verbindung als auch Applicati-
on Server, Media Server und Messa-
ging Server.  

Der Aufbau einer Telefonverbindung 
(ohne erweiterte Ruffunktionalitäten) 
erfordert den Einsatz von Call Ser-
vern und Media Gateways. Der Call 
Server kommuniziert einerseits mit 
den Endkundenterminals beider Teil-
nehmer, um Informationen über die 

bereitzustellende Verbindung zu ver-
handeln bzw. zu tauschen. Der Call 
Server sendet andererseits Nachrich-
ten an das Media Gateway (z.B. 
Zieladresse), um die Übertragung der 
Nutzinformationen im Paketnetz zu 
gewährleisten. Bei großen Netzen 
findet eine Kommunikation zwischen 
redundant unterhaltenen Call Servern 
statt, gleiches ist gültig für die Steue-
rung netzübergreifender Kommunika-
tion d.h. die beteiligten Media Gate-
ways werden von verschiedenen Call 
Servern kontrolliert.  

Der Begriff des Call Server ist nach 
EURESCOM als ein Oberbegriff für 
unterschiedliche Architekturen anzu-
sehen, in denen für Kontroll- und 
Steuerungsfunktionen sogenannte 
H.323 Gatekeeper, SIP Proxy Server 
bzw. Softswitches definiert sind. Die-
se Architekturen werden in den nach-
stehenden Abschnitten kurz vorge-
stellt.  

H.323 Architektur 

H.323 wurde 1996 von der ITU ver-
abschiedet und legt die Übertragung 
von Audio- und Video Daten für Echt-
zeit-Anwendungen fest.1 H.323 legt 
als Standard die Architektur und die 
Funktionen von einzelnen System-
komponenten in Form von H.323 
kompatiblen Terminals, Gateways, 
Multipoint Control Unit(s) (MCU) und 
Gatekeeper(n) fest (siehe Abbildung 
1).  

Die H.323 Architektur befähigt die 
H.323 Terminals zum gegenseitigen 
Austausch von Echtzeit-Media 
Streams. Gateways sorgen für Über-
gänge zu Endgeräten in anderen 
Netzen wie z.B. dem herkömmlichen 
Sprachtelefonnetz. Der Gatekeeper 
ist verantwortlich für die Kontrolle der 
H.323 Zone. Er regelt dabei die Auto-
risierung des Netzzuganges, mana-
ged Bandbreiten von Verbindungen 
und übernimmt Adressierungsaufga-
ben. Eine Multipoint Control Unit ma-
naged den Auf- und Abbau von Mehr-
punktverbindungen z.B. für Telefon-
konferenzen.  

H.323 kommt ursprünglich aus der 
alten leitungsvermittelten Welt und 
wurde als eine Protokollfamilie entwi-
ckelt, um IP Telefonie auf LANs in 
Unternehmen über ISDN bzw. ATM 
darzustellen. H.323 hat sich heute, 
insbesondere in Form der 4. Version, 
die im November 2000 fertiggestellt 
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wurde, fortentwickelt und kann vielfäl-
tige Telefondienste ähnlich denjeni-
gen im PSTN unterstützen.  

SIP Protokoll und Architek-
tur 

SIP ist 1999 von der IETF im Rahmen 
des Request for Comment RFC 2543 
entwickelt worden. Grob gesprochen 
ist SIP ein Signalisierungsprotokoll für 
alle Arten von Echtzeitkommunikation 
(Text, Sprache und Video), das inter-
aktive Sessions initiiert, modifiziert 
und terminiert. Das SIP Protokoll 
kann Funktionen wahrnehmen, die im 
herkömmlichen Sprachtelefonnetz 
von Signalisierungsprotokollen über-
nommen werden (z.B. Abbildung von 
IN-Diensten, Mobilitätsdiensten). 
Dennoch ist SIP nicht als gleichwertig 
mit den Signalisierungsprotokollen 
des Sprachnetzes anzusehen. SIP 
basiert grob gesagt auf einem Client-
Server Transaktionsmodell, in dem 
ein SIP Client eine SIP Anfrage ge-
neriert, die wiederum von einem SIP 
Server beantwortet wird. Die Abbil-
dung 2 zeigt stilisiert die Grundkon-
zeption eines SIP unterstützten Net-
zes, das sich im Wesentlichen aus 
SIP Endpunkten, SIP Servern und 
Lokationsservern zusammensetzt. 

SIP Endpunkte (auch User Agents 
genannt) sind Endkundeneinrichtun-
gen, Gateways oder allgemein Com-
puter, die das SIP Protokoll verste-
hen. SIP Endpunkte sind funktional 
Internet Hosts vergleichbar d.h. sie 
sind über IP-Adressen ansteuerbar. 
Ein User Agent setzt sich aus einem 
Client, der SIP Anfragen initiiert und 
aus einem Server, der Antworten auf 
Anfragen generiert, zusammen. Das 
bedeutet, SIP Endpunkte sind intelli-
gente Einrichtungen, da während 
einer Session in der Regel beide 
Funktionen zum Einsatz kommen. 
SIP Server existieren in Form von 

SIP Proxy Servern, Redirect Servern 
sowie Registrar Servern und führen 
allgemein Managementfunktionen auf 
Anfragen von SIP Endpunkten durch 
(z.B. Weiterleitung bzw. Umleitung 
von Anfragen, Up-date von In-
formationen in Lokationsservern). Der 
SIP Server kann vom Endkunden 
oder von einem Service Provider ver-
waltet werden. Der Lokationsserver 
ist im Grunde eine Datenbank, die 
Nutzerinformationen (URLs, IP-
Adressen, Nutzerpräferenzen) sowie 
Routing Informationen (Adressen von 
Proxy Servern, Gateways, anderen 
Lokationsservern etc.) enthält. Die 
SIP Endpunkte kommunizieren im 
allgemeinen nicht direkt über den Lo-
kationsserver.  

Softswitch-basierte Archi-
tektur 

Der Begriff Softswitch wird oftmals 
synonym für Call Agent bzw. Media 

Gateway Controller verwendet. Die 
Softswitch-basierte Architektur geht 
auf die Bestrebung zurück, die an-
fänglichen VoIP Architekturen effi-
zienter zu gestalten durch Dezentrali-
sierung von VoIP Gateway Funktio-
nen auf verschiedene Plattformen. 
Die Softswitch-basierte Architektur 
separiert die im PSTN integrierte 
Dienste- und Steuerungsebene von 
der Transportebene und bildet diese 
auf separaten Plattformen ab. Welche 
Funktionen eine Softswitch im einzel-
nen aufweist, kann herstellerspezi-
fisch sein. Ferner können mit einer 
Softswitch unterschiedliche Verwen-
dungszwecke in Netzen verbunden 
sein. Als Kernansatz lässt sich fest-
halten, dass die Softswitch im Grunde 
als Signaling Gateway, Call Controller 
und SIP- bzw. H.323-Server fungiert. 
Diese Funktionen können dezentral 
im Netz unterhalten werden. Ferner 
verfügt die Softswitch über eine 
Schnittstelle zu Application Servern 
bzw. Media Servern im Netz und 
steuert die Media Gateways. Die 
Softswitch bietet dabei eine breite 
Interoperabilität zwischen heteroge-
nen Netzen, die auf einer Vielzahl von 
Protokollen (z.B. SS7, H.323, SIP) 
basieren können.  

Für die Interoperabilität mit dem 
PSTN gibt es verschiedene Arten von 
Gateways, die die Konvertierung zwi-
schen leitungs- und paketvermittelter 
Technologie an unterschiedlichen Or-
ten des Kommunikationsweges im 
Netz vornehmen. Residential Gate-
ways nehmen die Wandlung direkt 
beim Kunden vor, Access Gateways 
auf der Ortsebene (z.B. in der TVSt 
des Zugangsnetzbetreibers) und 
Trunking Gateways auf der Regional-
ebene (z.B. dezentral in den Vermitt-

Abbildung 1: H.323 Netzarchitektur  

Abbildung 2: Wichtige Komponenten eines SIP unterstützten Netzes 
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lungsstellen eines Netzbetreibers 
oder vielmehr zentral an einem "be-
liebigen Ort" mit Mietleitungsanbin-
dung zu Vermittlungsstellen).  

Aspekte der Migration zu 
"Next Generation Networks" 

Aus heutiger Sicht ist insbesondere 
die H.323 Architektur von Bedeutung, 
die bei den Software- und Equip-
mentherstellern breite Anwendung im 
Bereich VoIP gefunden hat. In der 
öffentlichen Diskussion gibt es jedoch 
eine Tendenz, SIP für die Zukunft von 
VoIP die entscheidendere Bedeutung 
zuzumessen. Als Gründe für die 
Vorteilhaftigkeit von SIP werden z.B. 
die größere Flexibilität, seine Ein-
fachheit, und die leichtere Implemen-
tierbarkeit genannt. Softswitches sind 
bisher noch wenig verbreitet. Dort, wo 
Softswitches bis heute implementiert 
wurden, adressieren sie ein sehr 
spezielles Aufgabengebiet. Entspre-
chend den Ergebnissen einer Umfra-
ge vom November 2001 in USA wer-
den Softswitches insbesondere zum 
Zwecke des "Internet Offload" d.h. 
Überführung von Datenverkehr vom 
Sprachnetz in das Internet, als Ersatz 
von Class 4 Vermittlungsstellen zum 
paketvermittelten Transport von Spra-
che und Daten in den Transitnetzen 
und für spezifische Dienste bzw. Ap-
plikationen insbesondere VPN-Lö-
sungen, IP Centrex Lösungen oder 
Call Center Applikationen eingesetzt.  

Bei der Implementierung von NGN 
Strukturen zeigen sich die Telekom-
Anbieter, insbesondere die Incum-
bents bisher eher zurückhaltend. 
Dem Aufbau von NGN-Netzen stehen 
die bereits getätigten Investitionen in 

die herkömmlichen Sprachnetze ge-
genüber. Die Umsatzmöglichkeiten 
aus vorhandener Netzinfrastruktur 
würden beeinträchtigt werden. Die IP-
Netzbetreiber dürften im Grunde hohe 
Anreize haben, NGN-Strukturen in ih-
ren Netzen zu implementieren. Ange-
sichts der rückläufigen Preisentwick-
lung im Bereich des IP-Transportes 
dürfte den IP-Netzbetreibern an neu-
en technischen Strukturen, die ver-
gleichsweise schnell implementiert 
werden können und die Einführung 
neuer innovativer Dienste und Appli-
kationen erlaubt, sehr gelegen sein. 
Dies ist vor dem Hintergrund um so 
bedeutsamer, da die IP-Netzbetreiber 
eine paketbasierte Netzinfrastruktur 
bereits mit bringen und diese für sie 
im Gegensatz zu den Telekom-An-
bietern in der Regel die einzige Netz-
plattform darstellt.  

Netzbetreiber, die von Grund auf Net-
ze aufbauen bzw. umrüsten, dürften 
sich von Beginn an die neuen Tech-
nologien zunutze machen. Dies be-
trifft vor allem Start-up Unternehmen 
oder auch Zugangsnetzbetreiber, wie 
z.B. die Kabelnetzbetreiber in den 
USA, die Investitionen in Softswitches 
planen. Der NGN-Ansatz kann als 
derjenige angesehen werden, der zur 
Paketübertragung auf dem Kabelnetz 
am besten passt. Die Mobilfunknetz-
betreiber werden mit dem Einzug des 
UMTS Standards Kommunikation auf 
Basis von IP Ende zu Ende ermögli-
chen können. Im UMTS Release 5 
wurde bekräftigt, SIP als das Session 
Management Protokoll anzustreben. 

Fazit 

Die Entwicklung zu zukünftigen Netz-
architekturen befindet sich erst am 
Anfang. Es existieren verschiedene 
Architekturansätze hinsichtlich "Next 
Generation Networks", die insbeson-
dere in Form von H.323 bzw. Softs-
witches der leitungsvermittelten Welt 
und in Form von SIP der IP-Welt nä-
herstehen. Für die nahe Zukunft 
kommt der Interoperabilität zum 
PSTN bzw. zwischen den verschie-
denen NGN-Architekturen entschei-
dende Bedeutung zu. In der Veröf-
fentlichung der Studie in den WIK 
Diskussionsbeiträgen werden in einer 
weitergehenden Betrachtung Fragen 
nach neuen Formen der Industrie-
struktur betrachtet. Aufgrund der 
Trennung der Transportebene von 
der Steuerungsebene können Dritte 
auf Basis offener Standards leichte-
ren Zugang zu bestimmten Netzbe-
standteilen zur Begründung neuer 
Geschäftsmodelle finden. Dies wirft 
ferner unter regulatorischen Ge-
sichtspunkten Fragen hinsichtlich In-
terconnection und Entbündelung in 
zukünftigen Netzen auf. 

Dieter, Elixmann, Anette Metzler und  
Ulrike Schimmel 

                                                           

1 H.323 trägt offiziell den Namen "Packet 
based Multimedia Communications Sys-
tem". 

2  Badach, A. (2000): High Speed und Multi-
Service Networking – Technologien und 
Strategien, Vortrag gehalten auf der Online 
2000, Düsseldorf, Januar 31-Februar 3 

3 Sinnreich, H. und A.B. Johnston (2001): 
Internet communications using SIP – Deli-
vering VoIP and multimedia services with 
Session Initiation Protocol, Networking 
Council series, John Wiley & Sons, Inc., 
New York et al. 

Konferenzen 

Wettbewerb in der Telekommunikation – Wie 
geht es weiter? 

Das WIK lud am 26. und 27. Februar 
Vertreter der Telekommunikations-
branche ins Haus der Deutschen 
Wirtschaft nach Berlin, um über den 
Stand des Wettbewerbs auf den 
Telekommunikationsmärkten und 
über Änderungsbedarf bei den recht-
lichen und regulatorischen Rahmen-
bedingungen zu diskutieren. Unter 
den 250 Teilnehmern befanden sich 
zahlreiche Entscheider aus Politik, 
Ministerien, Regulierungsbehörden 
und Telekommunikationsunterneh-
men aus dem In- und Ausland. Das 

Leitthema der Konferenz lautete 
"Wettbewerb in der Telekommunika-
tion – Wie geht es weiter?". Mit dieser 
Konferenz knüpfte das WIK erfolg-
reich an seine alte Tradition an, der 
Telekommunikationsbranche ein Fo-
rum zur Erörterung aktueller ord-
nungspolitischer Fragen zu bieten. 

Anlass der Konferenz 
Anlass der Konferenz waren die zum 
Jahresende 2001 veröffentlichten Be-
richte der Regulierungsbehörde für 
Telekommunikation und Post sowie 

der Monopolkommission über den 
Wettbewerb in der Telekommunikati-
on. Diese nach § 81 TKG gesetzlich 
vorgeschriebenen Lageberichte set-
zen sich insbesondere mit der Frage 
auseinander, in welchem Umfang vier 
Jahre nach der Liberalisierung des 
Marktes ein funktionsfähiger Wettbe-
werb herrscht. Die Bundesregierung 
wird im Frühjahr zu diesen Berichten 
Stellung nehmen. 

Mit der Veröffentlichung der Berichte 
hat bereits eine öffentliche Diskussion 
über eine Novellierung des Telekom-
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munikationsgesetzes eingesetzt, der 
durch die Konferenz eine zusätzliche 
Dynamik verliehen wurde. Vier Jah-
renach vollständiger Öffnung des 
Marktes, nach einer dynamischen 
Startphase des Wettbewerbs, aber 
auch nach bereits zahlreichen Konso-
lidierungen stellen sich viele drän-
gende Fragen: In welchen Bereichen 
hat das Gesetz seine Bewährungs-
proben bestanden? Wo besteht Ver-
änderungsbedarf? Hat sich der Wett-
bewerb bereits stark genug etabliert, 
um die Regulierungsmaßnahmen, vor 
allem die Entgeltregulierung, allmäh-
lich abzubauen? Oder sind die derzei-
tigen Regulierungen weiterhin not-
wendig, um den bestehenden Wett-
bewerb aufrecht zu erhalten? Wie 
werden sich die Märkte weiterentwi-
ckeln? Wird die Wettbewerbsintensi-
tät weiter zu- oder eher abnehmen? 
Wie werden sich die Nachfrager ver-
halten? Und nicht zuletzt, welche 
(neuen) Weichenstellungen werden 
durch den Gesetzgeber und die Re-
gulierung gesetzt? 

Eröffnungsreden 

In den beiden Eröffnungsvorträgen 
der Konferenz gaben Dr. Alfred Ta-
cke, Staatssekretär im Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Technolo-
gie, und Hans-Willi Hefekäuser, Leiter 
des Zentralbereichs Ordnungs- und 
Wettbewerbspolitik bei der Deutschen 
Telekom, ihre jeweiligen Einschät-
zungen der Erfolge der deutschen 
Marktöffnungspolitik und deren Wei-
terentwicklung für die Zukunft. Dr. 
Alfred Tacke verwies mit Blick auf die 
Novellierung des TKG auf den vorläu-
figen Zeitplan für die Gesetzesnovel-
le. Dieser sieht vor, dass nach einer 
Veröffentlichung von Eckpunkten für 
die Stellungnahme zum Sondergut-
achten der Monopolkommission im 
März noch vor der Bundestagswahl 
im Herbst 2002 Eckpunkte für das 
Telekommunikationsgesetz vorgelegt 
werden sollen. Das parlamentarische 
Verfahren könne auf diese Weise im 
ersten Halbjahr 2003 durchlaufen 
werden. Die Leitgedanken der TK-
Novelle seien unter Berücksichtigung 
des neuen EU-Rechts, den Rechts-
rahmen zu optimieren und an verän-
derte Marktgegebenheiten anzupas-
sen. Ferner solle die Rückführung 
von Regulierung in Bereichen mit 
funktionsfähigem Wettbewerb er-
folgen sowie von einer Ausdehnung 
der sektorspezifischen Regulierung 
auf Marktsegmente, die derzeit nicht 
der Telekommunikationsregulierung 
unterliegen (z.B. Internetbereich) ab-
gesehen werden. Änderungsbedarf 
werde dabei hinsichtlich Zielen, In-
strumenten und Regulierungsprozes-

sen zu diskutieren sein. Zu prüfen sei 
insbesondere, inwieweit Handlungs-
bedarf in Bezug auf die Qualitätssi-
cherung bei Vorleistungsprodukten im 
Festnetzbereich besteht. Weitere 
wichtige Themen der Zukunft sehe er 
in der Steigerung der Effizienz bei 
Regulierungsprozessen sowie Fragen 
des Rechtsweges.  

Als Repräsentant des ehemaligen 
Monopolisten Deutsche Telekom 
zeichnete Herr Hefekäuser in seinem 
Vortrag ein deutlich anderes Bild 
hinsichtlich der heutigen und zukünf-
tigen Rolle der Regulierung. Er wies 
darauf hin, dass Wettbewerb sich vor 
allem in bestimmten profitablen 
Marktsegmenten (z.B. Fern- und Aus-
landsgespräche) bzw. in bestimmten 
Ortsnetzen etabliert habe, während in 
anderen dauerhaft defizitären Berei-
chen (z.B. ländliche Ortsnetze) die 
DTAG nach wie vor als alleiniger 
Anbieter auftrete. Die derzeitige Kon-
solidierungswelle dürfe kein Anlass 
zur Intensivierung von Regulierung 
sein und sei vielmehr als Bestandteil 
marktwirtschaftlicher Prozesse zu 
werten. Regulierung dürfe ferner 
"fragile" Geschäftsideen nicht schüt-
zen. Als problematisch bewertete 
Herr Hefekäuser insbesondere die 
aktuelle Diskussion um die Verkür-
zung des Rechtswegs, da diese Vor-
gehensweise Grundrechte der DTAG 
in Frage stelle.  

Der Festnetzmarkt  

Im Vordergrund des ersten Konfe-
renztages standen die Marktverhält-
nisse auf dem Festnetzmarkt. Reprä-
sentativ für die am Markt tätigen Un-

ternehmen nahmen Harald Stöber, 
Vorsitzender des Vorstands des größ-
ten Telekom-Herausforderers Arcor, 
Werner Hanf, Geschäftsführer des 
City- und Regionalanbieters NetCo-
logne, Gerd Eickers, Chief Operating 
Officer des DSL-Carriers QSC, Hans 
Albert Aukes, Bereichsleiter T-Com 
Deutsche Telekom sowie Dieter Häh-
le, Chief Operating Officer des neuen 
Kabelfernsehbetreibers ish Stellung 
zu den Wettbewerbsverhältnissen am 
Festnetzmarkt. Nach einer empiri-
schen Analyse des Marktes aus der 
Perspektive des jeweiligen Netz-
betreibers wurden in der Folge Anfor-
derungen an die zukünftige Regulie-
rung adressiert. Die neuen Wettbe-
werber beklagten vor allem Wettbe-
werbsverzerrungen im Ortsnetzbe-
reich, verursacht durch Versäumnisse 
bei der Entgeltregulierung. Im einzel-
nen ging es um die Existenz einer 
Preis-Kostenschere sowie um die 
Höhe einzelner Bereitstellungsentgel-
te bei der entbündelten Teilnehmer-
anschlussleitung. Dabei wurde insbe-
sondere die Rechtfertigung für die 
Entrichtung von Deaktivierungsge-
bühren an die DTAG bei Kündigung 
des Anschlusses durch den Endkun-
den in Frage gestellt. Die bevorste-
hende Einführung eines Call-by-Call 
im Ortsnetzbereich wurde aus Grün-
den negativer Investitionsanreize vor 
allem von den Unternehmen mit ei-
gener Netzinfrastruktur im Local Loop 
kritisch beurteilt. Herr Aukes hob die 
Bedeutung alternativer Anschluss-
technologien für die Wettbewerber 
hervor. Insbesondere nahm er Stel-
lung zum enormen Verfall der End-
kundenpreise für Fernverbindungen. 
Während dem Festnetz hierdurch 
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Milliardenbeträge als Einnahmen 
entgingen, die seither für Investitio-
nen fehlten, führte er im Gegenzug 
den Mobilfunkmarkt als ein Beispiel 
für einen infrastrukturbasierten wett-
bewerblichen Markt an, in dem höhe-
re Preise von Kunden akzeptiert 
würden und in dem insbesondere 
eine Substitution vom Festnetz zum 
Mobilfunk stattfinde. 

Dass Wettbewerb vor allem eine 
Veranstaltung zu Gunsten der Nutzer 
sein soll und inwieweit dies tatsäch-
lich der Fall ist, erörterten Prof. Dr. 
Edda Müller, Vorstand des Bundes-
verbandes der Verbraucherzentralen, 
für die privaten Nutzer und Ludwig 
Paßen, Vorsitzender des Arbeitskrei-
ses Kommunikationsanwendungen 
und Kommunikationstechnologie, für 
die geschäftlichen Nutzer. Als eine 
positive Auswirkung der Liberalisie-
rung stellte Frau Professor Müller vor 
allem das deutlich gesunkene Preis-
niveau heraus. Gleichzeitig sei für die 
Verbraucher jedoch die Preistranspa-
renz auf der Strecke geblieben. Auch 
wenn dies einer Verbraucherschütze-
rin schwer fiele, so kritisierte Frau 
Professor Müller die wettbewerbsver-
zerrenden Preise der Telekom bei 
DSL. Als Repräsentant der geschäft-
lichen Telekommunikationsnutzer 
zeigte sich Herr Paßen recht skep-
tisch, was den Umfang des herr-
schenden Wettbewerbs betrifft. Er 
erhofft sich von einer weiteren Zu-
nahme des Wettbewerbs eine stärke-
re kundenorientierte Ausrichtung der 
Telekommunikationsunternehmen.  

Die Vertreter der Anbieter- und der 
Nachfrageseite stellten sich unter 

Leitung von Michael Jungblut, ZDF, 
der Diskussion zum Thema "Was 
bringt der Wettbewerb den Nutzern?" 
Dabei wurde vornehmlich auf die 
Frage nach dem Zustand des Wett-
bewerbs sowie auf die Entwicklung 
von Preisen und Qualität des TK-
Angebotes im Festnetzbereich fokus-
siert. Zur Belebung des Wettbewerbs 
im Bereich Festnetz wurde insbeson-
dere die Rolle der Kabelnetzbetreiber 
als bedeutend für die Zukunft heraus-
gehoben. Ferner wurde die Vorteilhaf-
tigkeit von Spezialanbietern ge-
genüber Komplettanbietern sowohl 
aus Nachfrager- als auch aus Anbie-
tersicht abgewogen. Bei der Entwick-
lung des Preisniveaus wurden seitens 

der Vertreter der privaten bzw. ge-
werblichen Nutzer die Preise im Orts-
netz respektive für Festverbindungen 
kritisiert. Ferner standen die Preise 
für DSL auf dem Prüfstand. Neben 
der Forderung nach mehr Transpa-
renz bei Endkundenpreisen kam 
insbesondere die Problematik der 
Transparenz bei Rechnungen zur 
Sprache.  

Im Anschluss an die Paneldiskussion 
unterzog Dr. Ulrich Stumpf, Direktor 
am WIK, die Entwicklung des Marktes 
für Festnetztelefonie einem internati-
onalen Vergleich. Ziel seines Verglei-
ches war, regulatorische Innovationen 
aus dem Ausland aufzunehmen und 
zu bewerten. Die Wettbewerbsanaly-
se unterteilte er in den Bereich "An-
schlüsse" sowohl auf Basis der Kup-
ferdoppelader als auch des Kabelnet-
zes und in den Bereich "Verbindun-
gen". Herr Stumpf stellte bei der 
Würdigung des Wettbewerbs im An-
schlussbereich die Bedeutung von 
Resale aufgrund der positiven Erfah-
rungen in den USA heraus. Resale im 
Anschlussbereich könne sich ferner 
positiv auf die Wettbewerbsituation 
spezialisierter Anbieter von Fern- und 
Auslandsgesprächen auswirken. 
Wettbewerber in diesem Segment 
weisen in Deutschland einen struktu-
rellen Wettbewerbsnachteil gegen-
über dem Incumbent auf, insbesonde-
re vor dem Hintergrund, dass viele 
Endkunden Bündelprodukte schät-
zen. Zum Schnüren von Bündelpro-
dukten und zum Darstellen von Tarif-
optionen brauchen die Wettbewerber 
neben den Verbindungen auf Prese-
lection-Basis im Ortsbereich den 
Teilnehmeranschluss auf Resale-
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Basis. Herr Stumpf kam daher zu 
dem Fazit, dass sowohl die umfas-
sende freie Betreiberauswahl als 
auch der Teilnehmeranschluss als 
Resale-Vorleistung für die Verwirkli-
chung eines effektiven Wettbewerbs 
im Festnetz benötigt werde. 

Stephen Davidson, Managing Direc-
tor und Global Head of Technology, 
Media & Telecoms bei der WestLB 
Panmure in London ging der Frage 
nach, wie stark die Marktstrukturen in 
der Telekommunikation durch die 
Kapitalmärkte beeinflusst werden. 
Dazu skizzierte er den TK-Markt an-
hand verschiedener Erfolgskennzah-
len und stellte diese der Entwicklung 
der Börsensituation im zeitlichen Ab-
lauf, insbesondere im Zeitraum zwi-
schen Ende 1997 bis Anfang 2002 
gegenüber. Als Ergebnis seiner Ana-
lyse präsentierte Mr. Davidson Cha-
rakteristika von erfolgreichen und 
erfolglosen Unternehmen. Als Folge 
der bisherigen Markterfahrungen 
prognostizierte er Umwälzungspro-
zesse z.B. bei der Verteilung von 
Assets im Markt sowie Paradigmen-
wechsel bei Investoren und Entschei-
dungsträgern in den Unternehmen. 

Der Mobilfunkmarkt 

Der zweite Konferenztag stand zu-
nächst ganz im Zeichen des Mobil-
funks. Als Repräsentanten der Mobil-
funkunternehmen nahmen René 
Obermann, Member of the Board of 
Management beim größten deut-
schen Netzbetreiber T-Mobile Interna-
tional, Stefan A. Baustert, Mitglied der 
Geschäftsführung des Netzbetreibers 
E-Plus, Dietrich Beese, Mitglied der 
Geschäftsführung des Netzbetreibers 
VIAG Interkom, Dr. Dietrich Gemmel, 
Mitglied des Vorstands des Service 
Providers debitel sowie Ernst-E. 
Folgmann, Chief Executive Officer 
des künftigen UMTS-Netzbetreibers 
Group 3G UMTS zu den Entwicklun-
gen auf dem Mobilfunkmarkt Stellung. 
Alle würdigten den Mobilfunkmarkt als 
einen Markt mit funktionsfähigem 
Wettbewerb. Die nunmehr fest ge-
plante Einführung von Nummernpor-
tabilität wurde begrüßt. Der Markt sei 
jedoch nach erfolgter Marktsättigung 
nun von Verdrängungswettbewerb 
gekennzeichnet. Demzufolge wurde 
mehrfach die Forderung nach größe-
rer Flexibilität - insbesondere bei den 
Lizenzbedingungen für UMTS - ver-
lautbart, die in anderen europäischen 
Ländern bereits erfolgt sei. Weitere 
Concerns der Unternehmen knüpften 
u.a. an die Debatte um die Höhe von 
Grenzwerten sowie um die Einfüh-
rung von regulierten Terminierungs-

entgelten an. Neben den Netzbetrei-
bern wurde die Rolle der Service 
Provider hervorgehoben, die wesent-
lich zur Entstehung von Wettbewerb 
im Markt beigetragen haben. 

In der anschließenden Diskussions-
runde gingen die Mobilfunkvertreter 
unter der Leitung der Journalistin 
Angelika Keller der Frage nach, ob 
der Erfolg mit GSM bei UMTS wie-
derholbar sein wird. Die Diskussion 
nahm als ersten Aspekt die Frage 
nach einem möglichen Regulierungs-
bedarf im Zusammenhang mit Servi-
ce Provision auf, wodurch der Wett-
bewerb im Dienstebereich gestärkt 
werden solle. Herr Gemmel von Debi-
tel hatte insbesondere in seinem 

Vortrag darauf hingewiesen, dass er 
einen wesentlichen Baustein für den 
Erfolg von UMTS im Dienstewettbe-
werb sehe, an dem Service Provider 
unabhängig von den Netzbetreibern 
partizipieren sollten. Eine Fülle von 
Fragestellungen insbesondere aus 
dem Teilnehmerkreis bezogen sich 
auf die Geschäftsmodelle bzw. Wett-
bewerbsstrategien von Mobilfunkun-
ternehmen. Dabei wurde die Rele-
vanz von technologischen Entwick-
lungen wie z.B. dem Digitalen Rund-
funk bzw. dem Wireless-LAN für die 
Mobilfunkunternehmen hinterfragt, die 
zukünftige Rolle von GMS bzw. 
GPRS angesprochen sowie das Sub-
stitutionspotenzial des Mobilfunks ge-
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genüber dem Festnetz abgewogen. 
Mit Blick auf die Markteinführung von 
UMTS wurde die Bedeutung der Sub-
ventionierung der Endgeräte kontro-
vers diskutiert. Dabei wurde auch 
deutlich, dass die UMTS-Netzbetrei-
ber unterschiedliche Einschätzungen 
bezüglich der Relevanz der verschie-
denen Arten von datenfähigen End-
geräten (z.B. Notebook, PDA) be-
sitzen.  

Der Ordnungsrahmen 

Das zweite große Thema an diesem 
Konferenztag stellte die Verfassung 
der Märkte vor dem Hintergrund des 
aktuellen Ordnungsrahmens dar. 
Hierzu gaben Prof. Dr. Martin Hellwig 
als Vorsitzender der Monopolkom-
mission sowie Matthias Kurth als 
Präsident der Regulierungsbehörde 
für Telekommunikation und Post ihre 
Einschätzungen ab. Es wurde ein 
empirischer Befund der verschiede-
nen TK-Marktsegmente in Deutsch-
land vorgenommen und unter regula-
torischen Gesichtspunkten gewürdigt. 
Professor Hellwig fokussierte dabei 
auf den Festnetzmarkt und legte dar, 
inwieweit sich in den verschiedenen 
Teilsegmenten Rückführungspotenzi-
ale der sektorspezifischen Regulie-
rung eröffnen. Schließlich wurden 
zukünftige Handlungsfelder für Regu-
lierung adressiert. In diesem Zusam-
menhang wiesen Herr Kurth, wie 
auch Professor Hellwig darauf hin, 
dass eine getrennte regulatorische 
Behandlung von Sprach- und Daten-
diensten in der Zukunft aufgrund 
technischer Konvergenz nicht mehr 
aufrechtzuerhalten sei.  

Um die Weiterentwicklung des Ord-
nungsrahmens auf europäischer 
Ebene drehte sich der Beitrag von 
Peter Scott, Head of Regulatory Fra-
mework bei der Generaldirektion 
Informationsgesellschaft bei der Eu-
ropäischen Kommission. In seinem 
Vortrag gab er einen Überblick über 
die Inhalte der verschiedenen Pakete, 
aus denen sich der neue EU-Regu-
lierungsrahmen zusammensetzt und 
stellte wesentliche Änderungen her-
aus. Als Leitprinzip für die neuen eu-
ropäischen Regulierungsvorgaben 
steht die Konvergenz, die eine konsi-
stente Behandlung von Sprachtelefo-
nie, Daten- und Rundfunkdiensten 
erforderlich macht. Der EU-Regulie-
rungsrahmen soll weitere Erleichte-
rungen beim Markteintritt von Unter-
nehmen bringen und in Anlehnung an 
den Maßstab einer "significant market 
power", wie ihn das allgemeine Wett-
bewerbsrecht kennt, Änderungen hin-
sichtlich der Kompetenzen und Hand-

lungsspielräume der nationalen Re-
gulierungsbehörden mit sich bringen.  

Inwieweit das Telekommunikations-
gesetz seine Bewährungsprobe be-
standen hat, untersuchten Prof. Dr. 
Wernhard Möschel von der Universi-
tät Tübingen und Prof. Dr. Joachim 
Scherer, Baker & McKenzie. Profes-
sor Möschel fokussierte auf institutio-
nelle Aspekte der Fragestellung und 
wog die Rolle der Regulierungsbe-
hörde als sektorspezifische Institution 
gegenüber einem Regulierungsan-
satz im Rahmen des allgemeinen 
Wettbewerbsrecht in der Zuständig-
keit des Kartellamtes ab. Entgegen 
seiner früheren Skepsis gegenüber 
der Einrichtung einer sektorspezifi-
schen Regulierungsbehörde habe die 
deutsche Regulierungsbehörde tat-
sächlich einen wesentlichen Beitrag 
zur Marktöffnung geleistet. Ebenfalls 
nahm Professor Möschel zu instituti-
onellen Aspekten im Rahmen des 
neuen EU-Richtlinienpaketes Stel-
lung. Professor Scherer hingegen 
unterzog das TKG im Rahmen einer 
Zwischenbilanz einer differenzierten 
Betrachtung. Dabei wertete er das 
Gesetz anhand der selbst gesteckten 
Ziele in §1 TKG, die die Förderung 
des Wettbewerbs, eine angemessene 
und ausreichende Versorgung mit 
Dienstleistungen sowie die Festle-
gung einer Frequenzordnung umfas-
sen. Daran anschließend nahm er 
eine Würdigung der verschiedenen 
zur Verfügung stehen Regulierungs-
maßnahmen, insbesondere der Re-
gulierung des Marktzutritts, der Ent-
geltregulierung, des offenen Netzzu-
gangs und Interconnection sowie der 

besonderen Missbrauchsaufsicht vor. 
Er merkte an, dass von den 53 ver-
waltungsgerichtlichen Verfahren, die 
im Jahr 2001 zur Erledigung kamen, 
11 Verfahren von der Regulierungs-
behörde in Gänze verloren wurden. 
Damit differenzierte er eine von der 
DTAG getroffene Aussage, dass in 
75% der Anträge, in denen der In-
cumbent um einstweiligen Rechts-
schutz gebeten habe, diesem gefolgt 
worden sei.  

Konkrete Optionen für eine Reform 
des Telekommunikationsgesetzes 
waren das zentrale Thema der ab-
schließenden Diskussionsrunde unter 
der Leitung von Dr. Karl-Heinz Neu-
mann, WIK. An dieser Runde nahmen 
Dr. Joachim Dreyer vom Verband der 
Anbieter von Telekommunikations- 
und Mehrwertdiensten, Robert Klotz 
von der Generaldirektion Wettbewerb 
der Europäischen Kommission, Dr. 
Peter Knauth vom Bundesministerium 
für Wirtschaft und Technologie, Prof. 
Dr. Wernhard Möschel von der Uni-
versität Tübingen, Prof. Dr. Joachim 
Scherer von Baker & McKenzie, 
Klaus-Dieter Scheurle von Credit 
Swiss First Boston sowie Dr. Frank 
Schmidt von der Telekom teil. Als 
Rahmenbedingungen für die Novellie-
rung des TKG wurde insbesondere 
auf einen derzeitigen Investitionsstau 
hingewiesen, der sich darin äußert, 
dass neue Investitionen ausbleiben 
bzw. Unternehmen, die Investitionen 
vorgenommen haben, aus dem Markt 
austreten. Herr Scheurle forderte in 
diesem Zusammenhang die Regulie-
rungsarbeit konsequent fortzusetzen. 
Aufgrund negativer Investitionsanrei-
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ze sprach er sich jedoch gegen eine 
Ausweitung der Regulierung auf die 
Terminierungsentgelte im Mobilfunk-
markt oder die Einführung von Call-
by-Call im Ortsnetz aus.  

Ein weiterer Kernpunkt der Diskussi-
on betraf die Planungs- und Rechts-
sicherheit für Telekommunikationsun-
ternehmen im Hinblick auf die Ein-
führung eines Abstimmungsprozes-
ses der nationalen Regulierungsbe-
hörden untereinander sowie mit der 
EU-Kommission, wie es im EU-Richt-
linienpaket vorgesehen ist. Hinter-
grund ist, dass künftig eine nationale 
Regulierungsbehörde Beschlussent-
würfe mit Auswirkungen auf den in-
nergemeinschaftlichen Handel der 
Kommission und den anderen natio-
nalen Behörden zuleiten muss, damit 
diese innerhalb eines Monats Stel-
lung nehmen können. Spätestens 
nach weiteren zwei Monaten kann die 

Kommission dann gegebenenfalls ein 
Veto ausüben. Ziel dieser Vorge-
hensweise ist die Herstellung gleich-
artiger Bedingungen für die Unter-
nehmen in der EU. Entgegen allge-
meiner Bedenken der Verzögerung 
von Entscheidungen erwarte Herr 
Klotz, dass Harmonisierungsarbeit 
bereits auf informeller Basis zwischen 
den Regulierungsbehörden ablaufen 
werde, wobei er den Eingriff der EU-
Kommission in letzter Instanz ledig-
lich in Ausnahmefällen sehe. Herr 
Scheurle wies ferner darauf hin, dass 
eine Vorhersehbarkeit von Regulie-
rungsentscheidungen in einem ge-
wissen Maße durch das Vergleichs-
marktprinzip entstehen könne.  

Eine Änderung des TKG wurde ins-
besondere mit Blick auf eine verän-
derte Form des Dialoges vor der 
Entscheidungsfindung mit den betei-
ligten Unternehmen erörtert. Ein 

Ansatz zur Steigerung der Effizienz 
der Regulierungsarbeit wurde in der 
Form einer zweistufigen (evtl. mehr-
stufigen) Regulierungspolitik disku-
tiert, die zunächst auf einer abstrakt 
generellen Ebene Grundsätze für ein 
Regulierungsproblem (z.B. Zugang 
zur TAL) vorgibt und somit einen 
Rahmen setzt für die konkrete Ent-
scheidungsfindung in den Beschluss-
kammern.  

Um die im Laufe der beiden Konfe-
renztage dargelegten Einschätzungen 
für die weitere Diskussion, die den 
TKG-Reformprozess begleiten wird, 
allgemein zugänglich zu machen, 
wird das WIK im April einen Sammel-
band mit den Redebeiträgen und den 
Paneldiskussionen herausgeben.  

Anette Metzler 

Nachrichten aus dem Institut 
Seit dem 1. Januar 2002 arbeitet Frau 
Cornelia Stappen als wissenschaftli-
che Mitarbeiterin in der Forschungs-
gruppe Marktforschung und Unter-
nehmensstrategie. An der Universität 
zu Köln studierte Sie 
Volkswirtschaftslehre mit den 
Schwerpunkten Wettbewerbstheorie 
und –politik, Industriepolitik sowie 
Betriebliche Organisationslehre und 
Unternehmensführung. 

Ihr Berufseinstieg erfolgte bei der 
DaimlerChrysler Aerospace, jetzt zu-
gehörig zur EADS, in dem Bereich 
Marktforschung und Strategieentwick-
lung am Standort Friedrichshafen. 
Aufgabenschwerpunkte waren Markt-
analysen und die Mitarbeit an der 
jährlichen Strategieentwicklung. Nach 
zweijähriger Tätigkeit wechselte Sie 

als Referentin für Wirtschaftsfragen 
zum Verband Deutscher Maschinen 
und Anlagenbau (VDMA). Marktbeo-
bachtungen, Aufbau des VDMA-e-
markets und Messetätigkeiten, u.a. 
auch im Ausland gehörten zu ihren 
Aufgaben.  

Am 1. Februar hat Ralf Schäfer seine 
Tätigkeit als wissenschaftlicher Bera-
ter am WIK aufgenommen. Er be-
schäftigt sich dort in der Forschungs-
gruppe "Marktstruktur und Unter-
nehmensstrategien" mit Fragestellun-
gen zum Nachfrageverhalten im Te-
lekommunikationssektor. 

Ralf Schäfer war mehr als sieben 
Jahre im Konzern Deutsche Telekom 
tätig. Die Arbeitsschwerpunkte lagen 
in den Bereichen strategische Marke-

tingplanung, Tarifmodellierung Fest-
netz und Kundenbindung. Zuletzt war 
er dort im Projekt "Customer Rela-
tionship Marketing" für das Online-
Marketing des konzern- und partner-
übergreifenden Bonusprogramms 
HappyDigits und des zugehörigen 
Internetauftritts www.happydigits.de 
verantwortlich. 

Sein Studium der Wirtschaftsmathe-
matik mit den Schwerpunkten Opera-
tions Research und Marketing hat 
Ralf Schäfer an der Universität Trier 
absolviert. 

Wir freuen uns auf eine gute Zusam-
menarbeiten mit den neuen Kollegen 
in unserem Institut. 
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Veröffentlichungen des WIK 

In der Reihe "Diskussionsbeiträge" erscheinen in loser Folge Aufsätze und Vorträge von Mitarbei-
tern des Instituts sowie ausgewählte Zwischen- und Abschlussberichte von durchgeführten For-
schungsprojekten. Die Hefte können entweder regelmäßig oder als Einzelheft gegen eine Schutz-
gebühr von 20,- DM (Inland und europäisches Ausland) bzw. 35,- DM (außereuropäisches Ausland) 
bei uns bestellt werden.  

Zuletzt erschienen 

Nr. 230: Karl-Heinz Neumann – Volkswirtschaftliche Bedeutung von Resale 
(Januar 2002)  
In diesem Beitrag wird gezeigt, dass 
Resale, das heißt die Möglichkeit, die 
von einem marktbeherrschenden 
Telekommunikationsbetreiber ange-
botenen Dienste wiederzuverkaufen, 
den Wettbewerb fördert und wesentli-
che Regulierungsziele unterstützt. 
Resale ist nicht nur eine Vorausset-
zung für Dienstewettbewerb. Resale 
bewirkt darüber hinaus generell eine 
stärkere Kostenorientierung der Tarife 
und wirkt der Preisdiskriminierung 
und dem Behinderungsmissbrauch 
durch marktbeherrschende Unterneh-
men entgegen. Dadurch wird nicht 
nur der Wettbewerb gefördert, son-
dern auch der Kundenschutz vor dis-
kriminierenden Praktiken wird ver-
bessert. Resale entfaltet seine positi-
ven regulierungspolitischen Effekte 
nicht erst durch aktuellen Dienste-
wettbewerb. Bereits die Möglichkeit 
des Resale begrenzt die Verhaltens-
spielräume eines marktbeherrschen-
den Unternehmens gegenüber Wett-
bewerbern und Kunden. Durch diese 
Incentive-kompatiblen Eigenschaften 
unterstützt das Resale-Prinzip das 
regulatorische Handeln nachhaltig.  

In der Telekommunikationsbranche 
stellt Resale in den USA seit fast drei 
Jahrzehnten ein ordnungspolitisches 
Grundprinzip der Telekommunikati-
onsregulierung dar. Dienstewettbe-
werb durch Resale steht hier gleich-
berechtigt neben dem infrastrukturba-
sierten Wettbewerb. Obwohl das Re-
sale-Prinzip auch in Deutschland im 
Mobilfunk eine inzwischen langjährige 
Tradition hat, beginnt sich hier Resale 
im Festnetz erst jüngst als regulatori-
sches Prinzip zu entwickeln.  

Reseller fördern den Wettbewerb 
sowohl auf der Einzelhandels- als 
auch auf der Großhandelsebene des 
Marktes. Auf der Großhandelsebene 
erschweren sie Kollusion der Anbieter 
und können auch die Markteintritts-
kosten neuer Netzbetreiber senken. 
Die häufig behauptete Dichotomie 
zwischen Dienste- und Infrastruktur-
wettbewerb besteht in Wirklichkeit 
nicht. Resale-Wettbewerb beeinträch-
tigt weder Netzinvestitionen noch den 
Infrastrukturwettbewerb. Beide For-
men des Wettbewerbs sind eher kom-
plementär zueinander. Regulierungs-

politik hat sich daher nicht im Sinne 
eines Trade-offs zu entscheiden, son-
dern ist gut beraten, wenn sie sich 
neutral gegenüber beiden Formen 
des Wettbewerbs stellt und sowohl 
dem Infrastruktur- als auch dem 
Dienstewettbewerb Entwicklungs-
chancen gibt. Schlüsselgröße sind 
hierbei die Einkaufsbedingungen von 
Wiederverkäufern bei Netzbetreibern. 
Bei Großhandelsrabatten, die den 
vermeidbaren oder einsparbaren Kos-
ten auf der Einzelhandelsebene ent-
sprechen, entwickelt sich ein volks-
wirtschaftlich optimales Wettbe-
werbsverhältnis zwischen (integrier-
ten) Netzbetreibern und Dienstean-
bietern.  

Marktbeherrschende Telekommunika-
tionsanbieter sollten dazu verpflichtet 
werden, den Wiederverkauf ihrer für 
Endnutzer angebotenen Dienste 
zuzulassen. Zur Absicherung von 
Dienstewettbewerb sollte eine Preis-
regel für Großhandelsangebote regu-
latorisch vorgegeben werden.  

Nr. 231: Ingo Vogelsang – Theorie und Praxis des Resale-Prinzips in der ameri-
kanischen Telekommunikationsregulierung (Januar 2002) 
Resale ist seit über 25 Jahren ein 
fester Bestandteil der Regulierung 
und des Wettbewerbs im amerikani-
schen Telekommunikationssektor. 
Dabei beruhten die Regulierungsvor-
gaben zunächst auf dem Prinzip 
angemessener Tarifbedingungen und 
der Nichtdiskriminierung gegen Kun-
dengruppen. Aus diesem Prinzip ließ 
sich die Ausnutzung von Mengenra-
batten durch Reseller ableiten. Die-
ses ursprüngliche Resale-Gebot der 
FCC war unabdingbar für den Aufbau 
von flächendeckendem Wettbewerb 
im amerikanischen Fernnetzbereich, 
da die zunächst nur über sporadische 
Netze verfügenden Konkurrenten von 
AT&T sonst nicht als vollwertige An-
bieter hätten auftreten können. Nach-
dem die anderen Wettbewerber spä-

ter über flächendeckende Netze ver-
fügten, entstand eine zweite Resale 
Welle, die noch heute unvermindert 
andauert und auf dem Vorliegen von 
Überkapazitäten in den Übertra-
gungsnetzen basiert. 

Resale ist im Telecommunications 
Act of 1996 (1996 Act) ein gleichbe-
rechtigter Teil einer dreiteiligen Wett-
bewerbsstrategie für das Ortsnetz, 
wobei die anderen Teile voller Netz-
aufbau und die Ergänzung durch 
entbündelte Netzelemente (wie Teil-
nehmeranschlussleitungen) sind. Der 
1996 Act dehnte die Resale-Ver-
pflichtung auf alle Dienste von Orts-
netzanbietern aus und schrieb Groß-
handelsrabatte für die Endnutzer-
dienste dominanter Ortnetznetzbe-

treiber vor. Wegen der oft quersub-
ventionierten Ortnetztarife war nur so 
Resale und Wettbewerb im Ortnetz 
zu erwarten. Die neue Verpflichtung 
erstreckt sich folglich auch auf nicht 
kostendeckende Dienste, Sonderver-
träge und Bündelangebote.  

Wegen des Widerstandes der domi-
nanten Ortnetzbetreiber und der 
Kompliziertheit von Ortsnetz-Resale 
wären die Resale-Bestimmungen des 
1996 Act nur sehr schwer durchsetz-
bar gewesen, wenn die FCC und die 
staatlichen PUCs nicht den großen 
Regional Bell Operating Companies 
als Belohnung für aktive Unterstüt-
zung des Ortsnetzwettbewerbs den 
Marktzutritt im Fernnetzbereich hätten 
anbieten können. Dieser Anreiz hat 
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letztlich dazu geführt, dass nunmehr 
in einer Reihe großer Staaten für 
Reseller mit Hilfe elektronischer 
Schnittstellen direkter Zugang zum 
Bestellsystem, Installationen, Repara-
turen und Auskünften der dominanten 
Ortsnetzanbieter besteht.  

Der amerikanische Regulierungsan-
satz bei Resale bezieht sich auf das 

Common Carrier Prinzip, das prak-
tisch alle Anbieter von Telekommuni-
kationsdiensten einschließt, und auf 
die Marktmacht der dominanten Orts-
netzbetreiber. Von Common Carriern 
wird die Zulassung diskriminierungs-
freien Wiederverkaufs ihrer Dienste 
verlangt, während die dominanten 
Ortsnetzbetreiber Großhandelsrabat-
te einräumen müssen. 

Lehren aus den Resale-Bestimmun-
gen und Erfahrungen der USA sind 
insbesondere, dass Resale zu einem 
ausgewogenen Infrastruktur- und 
Dienstewettbewerb gehört, dass dazu 
spezielle Resale-Bestimmungen not-
wendig sind und dass Resale sowohl 
zur Initiierung des Wettbewerbs benö-
tigt wird als auch langfristig Bestand 
hat.  

Nr. 232: Ulrich Stumpf – Prospects for Improving Competition in Mobile  
Roaming (März 2002)  
Der Diskussionsbeitrag untersucht die 
Perspektiven für mehr Wettbewerb im 
internationalen Roaming und fokus-
siert dazu auf die Wettbewerbsbedin-
gungen beim Wholesale-Roaming, 
d.h. den Leistungen, die Gastnetzbe-
treiber den Heimatnetzbetreibern zur 
Verfügung stellen, wenn deren Kun-
den auf ihren Netzen "roamen". Er 
analysiert die strukturellen Bedingun-
gen der Märkte für Wholesale-
Roaming, die in der Vergangenheit 
die Wettbewerbsintensität im interna-
tionalen Roaming beeinträchtigt ha-
ben, insbesondere (1) der hohe ge-
meinsame Marktanteil der beiden 
führenden Betreiber in Verbindung 
mit Wettbewerbsnachteilen später li-
zenzierter GSM-1800-Betreiber und 
(2) Nachfrageexternalitäten als Folge 
von Kundenunwissenheit und fehlen-
der Kontrolle über die Netzwahl im 
besuchten Land.  

Es wird argumentiert, dass eine Rei-
he von Entwicklungen zu einer grund-
legenden Veränderung dieser Situati-
on führen können. Erstens: Mit der 
Einführung von SIM Over-The-Air 
Programming werden Heimatnetz-
betreiber in die Lage versetzt, ihre 
Kunden gezielt auf jene Gastnetze zu 
leiten, die die niedrigsten Wholesale-
Roaming-Entgelte verlangen (Prefer-
red Roaming). Hinzu kommt, dass die 
Nachteile der später gestarteten 
GSM-1800-Betreiber im Wholesale-
Roaming-Geschäft geringer werden, 
da Dual-Mode-Geräte inzwischen 
weitverbreitet sind und später lizen-
zierte Betreiber allmählich ebenfalls 
landesweite Netzabdeckung errei-
chen. Aufgrund des geringen Roa-
ming-Volumens, das GSM-1800-Be-
treiber gegenwärtig erst bereitstellen, 
sollten diese starke Anreize haben, 
ihre Wholesale-Roaming-Entgelte zu 

reduzieren, um im Gegenzug Prefer-
red-Roaming-Status zu bekommen 
und ihre Marktanteile zu vergrößern.  

Zweitens: Auf der Nachfrageseite von 
Wholesale-Roaming-Märkten sind es 
die größeren GSM-900-Betreiber und 
insbesondere jene mit pan-europä-
ischer Verbreitung, die Druck auf die 
Wholesale-Roaming-Entgelte aus-
üben werden. Dies könnte zu struktu-
rellen Nachteilen für Mobilfunkanbie-
tern führen, die nur national tätig sind 
und denen es an Verhandlungsmacht 
fehlt, was den Wettbewerb auf der 
Endkundenebene beeinträchtigen 
könnte. Arbitrage durch Roaming Bro-
ker, Zutritt neuer Mobilfunkanbieter 
sowie die räumliche Ausdehnung der 
relevanten Endkundenmärkte könn-
ten dem entgegenwirken. 

Nr. 233: Wolfgang Kiesewetter – Mobile Virtual Network Operators – Ökonomi-
sche Perspektiven und regulatorische Probleme (März 2002)  
Von Unternehmen, die nicht im Besitz 
einer Mobilfunklizenz sind, werden 
zunehmend Geschäftsmodelle entwi-
ckelt, die eine möglichst hohe Partizi-
pation an den Gewinnen im Mobil-
funkgeschäft ermöglichen sollen. Bei 
der Suche nach neuen Geschäftsmo-
dellen innerhalb des Mobilfunks ver-
suchen immer mehr Unternehmen als 
virtuelle Mobilfunknetzbetreiber 
(MVNO) in den Markt einzutreten. 
Durch die Bereitstellung einzelner 
Infrastrukturbestandteile wird es dem 
MVNO in einem größeren Rahmen 
ermöglicht, eigene Dienste für seine 
Kunden bereitzustellen als anderen 
alternativen Mobilfunkanbietern ohne 
eigenes Frequenzspektrum. Bislang 
ist der Begriff des MVNO jedoch noch 
nicht eindeutig definiert und hat auch 
in den Telekommunikationsgesetzen 
der meisten Länder noch keinen 
Eingang gefunden. Das Ziel dieses 
Diskussionsbeitrages liegt daher in 
der Herausarbeitung einer Definition 
eines MVNOs. Dieser so definierte 

MVNO wird zunächst in das Spekt-
rum der Anbieter von Mobilfunkleis-
tungen eingeordnet, um so die Unter-
schiede gegenüber den anderen 
Anbietern herauszuarbeiten. Als Kri-
terium der Klassifizierung soll der 
Grad der Abhängigkeit von einer 
fremden Infrastruktur dienen, wo-
durch im allgemeinen auch die Frei-
heitsgrade bei der Gestaltung eigener 
Produkte bestimmt werden kann. Im 
weiteren Verlauf dieser Studie wird 
die Frage erörtert welche Unterneh-
men als potenzielle MVNOs in Frage 
kommen. Anhand einiger Fallbeispie-
le werden einige Unternehmensstra-
tegien von MVNOs vorgestellt, die 
bereits als MVNO in den Mobilfunk-
markt eingetreten sind oder dies 
beabsichtigen. Dabei wird auch auf 
Unterschiede eines Markteintritts in 
den Mobilfunkmarkt der 2. Generation 
oder der 3. Generation eingegangen. 
Innerhalb einer volkswirtschaftlichen 
Analyse werden einige Vor- und 
Nachteile von MVNOs auf die weitere 
Entwicklung des Wettbewerbs im 

Mobilfunkmarkt angesprochen. Des 
weiteren wird die Frage nach der 
Notwendigkeit eines regulatorischen 
Eingriffs angesprochen. In diesem 
Zusammenhang wird insbesondere 
auf ein Zugangsrecht zu den Mobil-
funknetzen sowie einem Nutzungs-
recht an Nummern für MVNOs einge-
gangen.  

Die Studie schließt mit einem Über-
blick über die aktuelle Regulierungssi-
tuation bzgl. MVNOs in einzelnen 
europäischen Staaten. Für jeden in 
die Untersuchung einbezogenen 
Staat werden die relevanten Ent-
scheidungen für den Netzzugang als 
MVNO dargestellt und ferner werden 
bereits erfolgte Markteintritte virtueller 
Mobilfunknetzbetreiber in dem jewei-
ligen Land beschrieben. In diesem 
Zusammenhang zeigt sich, dass es 
auch ohne ein regulatorisches An-
recht auf den Zugang zu den Netzen 
der lizenzierten Mobilfunknetzbetrei-
ber zu kommerziellen Abkommen mit 
MVNOs gekommen ist.  
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Diskussionsbeiträge 
Nr. 213: Lorenz Nett – Das Problem unvollständiger 

Information für eine effiziente Regulierung   
(Januar 2001) 

Nr. 214: Sonia Strube – Der digitale Rundfunk – Stand 
der Einführung und regulatorische Problemfel-
der bei der Rundfunkübertragung (Januar 
2001) 

Nr. 215: Astrid Höckels – Alternative Formen des ent-
bündelten Zugangs zur Teilnehmeranschluss-
leitung (Januar 2001) 

Nr. 216: Dieter Elixmann, Gabriele Kulenkampff, Ulrike 
Schimmel, Rolf Schwab – Internationaler Ver-
gleich der TK-Märkte in ausgewählten Län-
dern - ein Liberalisierungs-, Wettbewerbs- und 
Wachstumsindex (Februar 2001) 

Nr. 217: Ingo Vogelsang – Die räumliche Preisdifferen-
zierung im Sprachtelefondienst - wettbewerbs- 
und regulierungspolitische Implikationen   
(Februar 2001) 

Nr. 218: Annette Hillebrand, Franz Büllingen – Politiken 
und Folgen der institutionellen Neuordnung der 
Domainverwaltung durch ICANN (April 2001) 

Nr. 219: Hasan Alkas – Preisbündelung auf Telekom-
munikationsmärkten aus regulierungsökonomi-
scher Sicht (April 2001) 

Nr. 220: Dieter Elixmann, Martin Wörter – Strategien der 
Internationalisierung im Telekommunikations-
markt (Mai 2001)  

Nr. 221: Dieter Elixmann, Anette Metzler – Marktstruktur 
und Wettbewerb auf dem Markt für Internet-
Zugangsdienste (Juni 2001) 

Nr. 222: Franz Büllingen, Peter Stamm – Mobiles Inter-
net - Konvergenz von Mobilfunk und Multimedia 
(Juni 2001) 

Nr. 223: Lorenz Nett – Marktorientierte Allokationsver-
fahren bei Nummern (Juli 2001) 

Nr. 224: Dieter Elixmann – Der Markt für Übertragungs-
kapazität in Nordamerika und Europa   
(Juli 2001) 

Nr. 225: Antonia Niederprüm – Quersubventionierung 
und Wettbewerb im Postmarkt (Juli 2001) 

Nr. 226: Ingo Vogelsang unter Mitarbeit von Ralph-
Georg Wöhrl – Ermittlung der Zusammenschal-
tungsentgelte auf Basis der in Anspruch ge-
nommenen Netzkapazität (August 2001) 

Nr. 227: Dieter Elixmann, Ulrike Schimmel und Rolf 
Schwab – Liberalisierung, Wettbewerb und 
Wachstum auf europäischen Telekommunikati-
ons-Märkten (Oktober 2001) 

Nr. 228: Astrid Höckels – Internationaler Vergleich der 
Wettbewerbsentwicklung im Local Loop (De-
zember 2001)  

Nr. 229: Anette Metzler – Preispolitik und Möglichkeiten 
der Umsatzgenerierung von Internet Service 
Providern (Dezember 2001) 

Nr. 230: Karl-Heinz Neumann – Volkswirtschaftliche 
Bedeutung von Resale (Januar 2002) 

Nr. 231: Ingo Vogelsang – Theorie und Praxis des 
Resale-Prinzips in der amerikanischen 
Telekommunikationsregulierung (Januar 2002) 

Nr. 232: Ulrich Stumpf – Prospects for Improving Com-
petition in Mobile Roaming (März 2002) 

Nr. 233: Wolfgang Kiesewetter – Mobile Virtual Network 
Operators – Ökonomische Perspektiven und re-
gulatorische Probleme (März 2002) 
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